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Überarbeiteter Vortrag auf einer Veranstaltung am 8. Mai 1995 


Nicht nachlassen im Kampf für das Leben 
und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal ! 


In unserer Veranstaltung heute abend 
geht es um die geplante Liquidierung ei- 
nes schwarzen politischen Gefangenen 
in den USA.(...) 

Ein Beispiel dieser Innenpolitik (der 
USA) ist die Bombardierung des Hauses 
der MOVE-Kommune vor auf den Mo- 
nat genau 10 Jahren. Damals wurde mit- 
ten in einem Wohngebiet Philadelphias 
von Helikoptern.aus dieses Haus bom- 
bardiert, alle Erwachsenen und Kinder 
kamen dabei ums Leben. 

Mumia Abu-Jamal saß zu dieser Zeit 
bereits seit fast vier Jahren im Knast, 
verurteilt zum Tode wegen Mordes an 
einem weißen Polizisten, obwohl Indi- 
zien und ZeugInnenaussagen belegten, 


daß er diesen Mord nicht begangen hat. 
Seit Januar ’95 ist ein neuer Gouver- 
neur in Pennsylvania im Amt, der 
rechtskonservative Thomas Ridge. Wie 
im Wahlkampf angekündigt, hat er im 
Februar mit der Unterzeichnung der 
Hinrichtungsbefehle begonnen, „damit 
diese Kriminellen nicht mit juristischen 
Winkelzügen den Steuerzahlern jahre- 
lang auf der Tasche liegen‘ (Ridge). 
Am 2. Mai hat er per Todesinjektion die 
erste Hinrichtung seit 33 Jahren in 
Pennsylvania durchführen lassen. Getö- 
tet wurde so Keith Zettlemoyer, 39, ein 
weißer Gefangener. Len Weinglass, der 
Anwalt Mumias, meinte dazu, daß es 
nach einer so langen Pause meist so ist, 


Presseerklärung der VerteidigerInnen von Gefangenen aus der RAF 


Erstes Ziel bleibt die Freilassung 
nach den langen Jahren Sonderhaft 


Wir Verteidigerinnen und Verteidiger 
von Gefangenen aus der RAF haben vor 
wenigen Wochen den Medien entnom- 
men, daß staatlicherseits Gespräche 
über eine „Zusammenlegung“ der ver- 
bleibenden‘ weiblichen Gefangenen ge- 
führt werden. Ein Treffen auf Länder- 
ebene hat bereits unter Beteiligung des 
Bundesjustizministeriums und der Bun- 
desanwaltschaft stattgefunden. Ein wei- 
teres soll in Kürze folgen. 

So notwendig die sofortige Umset- 
zung dieses Vorhabens ist, so zynisch ist 
es auf der anderen Seite. Von einer 
„Zusammenlegung“ kann keine Rede 
mehr sein. Nach der Entlassung von 
Manuela Happe am 25.4.95 (nach fast 
L Jahren Haft) verbleiben fünf Frauen: 
— Hanna Krabbe, deren Entlassung 

nach 20 Haftjahren längst überfällig 

1st; 
— Sieglinde Hofmann, der trotz am 

5.5.95 verbüßter 15jähriger Haft ein 

weiterer Prozeß mit dem Ziel der le- 


benslangen Freiheitsstrafe gemacht 
wird; 

— Adelheid Schulz, seit November 
1982 in Haft und unter diesen Bedin- 
gungen mittlerweile schwer krank 
geworden; 

— Brigitte Mohnhaupt, ebenfalls seit 
12!/2 Jahren in Haft, ausschließlich 
in Trakten und getrennt von anderen 
politischen Gefangenen. Erst vor 
zwei Monaten wurden Kontakte zu 


daß ein weißer Gefangener zuerst hin- 
gerichtet wird, damit kein Vorwurf des 
Rassismus erhoben werden kann. 

Wie wir hörten, sind weitere 1 bis 2 

Unterzeichnungen gelaufen, d.h. die 
von Mumia steht unmittelbar bevor — 
er steht auf Platz 5 der Todesliste. 
im Falle der Unterzeichnung von Mumias Hin- 
richtungsbefehis soll es hier in der BRD eine 
Mobilisierung für einen Aktionstag 2 bis 3 Tage 
danach geben! 

In den USA will Len Weinglass dann 
vier juristische Anträge einreichen: 

1. das Wiederaufnahmeverfahren ; 

2. einen Befangenheitsantrag gegen den 
Richter, der über diesen Antrag zu ent- 
scheiden hat und der derselbe ist, der 
Mumia zum Tode verurteilthat; 

3. die Aussetzung der Hinrichtung ; 

4. die Überprüfung des Strafmaßes (was 
die Umwandlung der Todesstrafe in le- 
benslänglich zur Folge haben kann). 

Verbunden werden soll dies mit einer 
Pressekonferenz und USA-weiten Akti- 
vitäten von UnterstützerInnen. 

Es gibt auch einige gute Neuigkeiten: 

Seit Ende April ist Mumias Buch in 
den Buchläden der USA — der Verlag 
hat sich den Einschüchterungsversu- 
chen, die von einer Polizeigewerkschaft 
gelaufen sind, widersetzt. Am 21. Mai 
wird es in New York eine große Veran- 
staltung mit Leuten aus dem Show-Busi- 
ness und vom „Promi‘-Unterstüt- 
zungskomitee geben, die eine Lesung 
mit Mumias Buch machen. Es wird da- 
mit gerechnet, daß diese Veranstaltung 

Fortsetzung nächste Seite oben 


Nach 20jähriger Gefangenschaft sind 
am 26.4. 


Lutz Taufer 
und eine gute Woche später 


Karl-Heinz Deilwo 


endlich freigelassen worden, außerdem — 
nach fast 11 Jahren Haft — am 25.4. 


Manuela Happe. 


Wir freuen sehr über die Freilassung der 
drei Gefangenen aus der RAF. 

Die Freilassung all der anderen, die die 
Behörden hinter den Gefängnismauern 
lebendig begraben wollen, muß erreicht 


Manuela Happe zugelassen, nach de- 


ren Entlassung Brigitte Mohnhaupt 
wieder allein sein wird; 

— Eva Haule, festgenommen im Au- 
gust 1986, der nach anfänglicher 
Verurteilung zu einer 15jährigen 
Freiheitsstrafe im November 1993 
ebenfalls ein neuer Prozeß gemacht 
wurde, in dem sie im juristischen 
Handstreich zu einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe mit Feststellung be- 
sonderer Schuldschwere verurteilt 

Fortsetzung nächste Seite unten 


% Kundgebung vor Preungesheim 

x Bericht über die Kundgebung in 
Mainz 

y Zum Prozeß gegen Birgit Hogefeld 
x 4. Mai 1979 — Elisabeth von Dyck 
von der Polizei erschossen 

z% Kurdenverfolgung in der BRD 

yr Aktionen vor Abschiebeknäste 

z Hunger- und Durststreik in Chile 
x Verhaftungen und Folter in Spanien 


einige Aufmerksamkeit auf sich ziehen 

- wird. Im Juni soll die deutsche Ausgabe 
bei Agipa-Press/Bremen erscheinen, 
die bei der Frankfurter Buchmesse im 
Oktober im Mittelpunkt des Standes der 
„Assoziation Linker Verlage“ (ALiVe) 
stehen soll. Unterstützend soll in diesen 
Tagen eine Großveranstaltung für Mu- 
mia in Frankfurt stattfinden. 

Wir hoffen, daß mit dem Erscheinen 
des Buches im Juni auch der Asylantrag 
für Mumia im Petitionsausschuß des 
Bundestages eingebracht werden kann; 
sowohl die Erscheinung des Buches hier 
als auch die Antragseinbringung sollen 
mit Pressekonferenzen begleitet und 
durch Aktivitäten unterstützt werden. 

Die Ausstellung der Gefangenen 
„Kunst gegen die Todesstrafe‘ ist nun 
als Wanderausstellung in USA und Ka- 
nada unterwegs. Gefangene aus 11 Län- 
dern unterstützen sie bisher, und da be- 
reits viele Stücke verkauft sind, ist er- 
neut dazu aufgerufen worden, weiteres 


herzustellen, damit die Ausstellung wei- - 


- tergehen kann. Der Erfolg hat die Er- 


wartungen aller Beteiligten und Unter- 
stützerInnen weitaus übertroffen. 

Die guten Nachrichten und die wach- 
sende Unterstützung für Mumia sind 
wichtig für die politische Ebene der 
Kampagne. Aber es reicht immer noch 
nicht aus — wir müssen weiterarbeiten, 
aufallen Ebenen: 

Für das Leben von Mumia Abu-Jamai und aller 
anderen politischen Gefangenen H 

USA-AG Wiesbaden, 8. Mai ’95 

(von der Redaktion gekürzt) 


Protest der 
Okologischen Linken - 


Mit einem Offenen Brief an den Gou- 
verneur von Pennsylvania wendet sich 
der Bundessprechelnnenrat der Okolo- 
gischen Linken gegen die drohende 
Exekution Abu Jamals. In dem Schrei- 


-benheißtesu.a.: 


„Der Gebrauch der Todesstrafe zeigt 


‚den Charakter eines Staates. Sie ist tota- 


litär, richtet sich gegen eine zivile Ge- 
sellschaft und demonstriert einen star- 
ken Staat, der, wie im Fall Mumia Abu 
Jamals jegliche relevante Opposition 
zum Schweigen bringen will. (. . .) Die- 
se geplante politische Hinrichtung ent- 
larvt die willkürliche Grausamkeit die- 
ser abscheulichen Form des Staatster- 
rors und dem ihm innewohnenden Ras- 
sismus. Nach der Ablehnung von Ja- 
mals. Berufung liegt das ‚Leben von 
Mumia Abu Jamal in Ihrer Hand. 

Der BundessprecherInnenrat der 
Okologischen Linken fordert sie ganz 
entschieden auf, die Hinrichtung von 
Jamal nicht durchzuführen. Wir wollen 
die Freiheit von Mumia Abu Jamal, als 
ersten Schritt jedoch fordern wir, ihm 
ein faires juristisches Verfähren zu er- 
möglichen. Wir fordern Sie weiterhin 
dringend auf, keine Exekutionsbefehle 
mehr zu unterschreiben und unter- 
schriebene rückgängig zumachen“ 
(Quelle: CL-Netz) 


Sim m nr sinn. 


‚ Erstes Ziel bleibt die Freilassung ... 
wurde. Zur Verurteilung reichte dem 
OLG Frankfurt im Kern die Feststel- 
lung, daß Eva Haule zur Zeit einer 
Aktion in der RAF organisiert war. 
Die „Zusammenlegung“ reduziert sich 
also auf die Bildung einer isolierten 
Kleingruppe. 

Dies wird genommen, um den Ein- 
druck zu schaffen, die Geschichte der 
Haft und ihrer akkumulierten Auswir- 
kungen sei gelöst, und damit das eigent- 
liche Ziel der andauernden Abschottung 
der Gefangenen von jeder Kommunika- 
tion aufrechtzuerhalten. 

Die Gefangenen sollen als Symbol für 
die ‚„Vergeblichkeit‘‘ des bewaffneten 
Kampfes und für die Abrechnung mit 
einem politisch-historischen Abschnitt 
der BRD stehen. 

Notwendig ist aber eine grundsätzli- 
che Anderung der Haftbedingungen. 
Nach wie vor bestimmt die umfassende 
Überwachung den Haftalltag und jede 
Form der Kommunikation. 

Die Gefangenen brauchen die Mög- 
lichkeit des Austausches untereinander, 
ungehinderte persönliche, gesellschaft- 
liche und Medienkontakte unter ‚nor- 
malen’ Gefängnisbedingungen und — 
immer dringender — eine ausreichende 
medizinische Versorgung, um ihrer 
personalen Zerstörung und den eskalie- 
renden Gesundheitsproblemen etwas 
entgegensetzen zu können. 


Und was ist mit den Männern? Dort 
sieht es genauso aus. Es sollen vier Ge- 
fangene in Haft bleiben: 

— Rolf Heißler, seit fast 16 Jahren in 
Haft, über zehn Jahre allein, unter 
schlechtesten Bedingungen in Bayern 
und Rheinland-Pfalz ; 

— Christian Klar, seit November 1982 
unter härtesten Bedingungen in Haft, 
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jetzt allein in Bruchsal ; 

— Helmut Pohl, nach sieben Haftjahren 
in den siebziger Jahren seit Juli 1984 
in Haft, dem zudem seit 1991 eine 
adäquate medizinische Versorgung 
permanent verweigert wird ; 

— Rolf-Clemens Wagner, in Haft seit 
1979. Jetzt mit Helmut Pohl in der 
JVA Schwalmstadt. 

Natürlich kann die Situation von Rolf 

Heißler und Christian Klar so nicht auf- 

rechterhalten werden. Besonders bei 

ihnen muß sofort etwas geschehen. Und 
natürlich müssen auch diese vier Gefan- 
genen zusammenkommen. 

Aber zwei Kleinstgruppen sind natür- 
lich kein politisch-qualitativer Schritt. 
Es ist vielmehr eine Karikatur der For- 
derungen der Gefangenengruppe seit 
1989. Allerdings ist es die stringente 
Fortsetzung der staatlichen ‚Normali- 
sierungs‘politik, die das gesamte Pro- 
blem auf die juristische Ebene schob, 
um jeden Anschein zu vermeiden, daß 
es sich bei der Auseinandersetzung zwi- 
schen Gefangenen und Staat um eine po- 
litische Auseinandersetzung handelt, 
mit der auch nur politisch umgegangen 
werden kann. 

Daraus ist völlig klar, daß in jede Ent- 
scheidungsfindung einbezogen werden 
muß: 

— die ganze Geschichte der Gefangen- 
schaft, 
also seit 1970 die Isolation und die 
systematischen, periodischen An- 
griffe auf die ‚Lebens‘'bedingungen 
der Gefangenen und der andauernde 
psychologische Krieg; 

— die juristisch unhaltbaren Prozesse 
und Urteile; 

— die Über-Bestimmung durch die Po- 
litik infolge einer allgemeinen inner- 
staatlichen Feinderklärung ; 

— die politische Einflußnahme von An- 


fang an auf alles, was die Gefangenen 

betrifft, bis hinein in die konkreten 

Einzelheiten. 

Dies hätte spätestens 1992 bedeutet, 
eine politische Entscheidung für die 
Freilassung aller Gefangenen zu tref- 
fen. Dies wurde nicht getan. Die Konse- 
quenz dieser Entscheidung zeigt sich 
jetzt. Die noch verbleibenden Gefange- 
nen sollen wegen „Schuldschwere‘“- 
Entscheidungen der Gerichte endlos in 
Haft gehalten werden. Dieses Problem 
soll kosmetisch nach außen durch 
Kleinstgruppenbildung entschärft wer- 
den. 

Natürlich wollen die Gefangenen zu- 
sammenkommen. Erstes Ziel bleibt 
aber die Freilassung nach den langen 
Jahren Sonderhaft. 

Die Verlegung von einzelnen kann 
nur einen Sinn haben, wenn gleichzeitig 
mit der Gruppenbildung endlich die 
vollständige Abschottung der Gefange- 
nen (außer zensierte Briefe und bei man- 
chen, lediglich optisch, überwachte 
Verwandtenbesuche gibt es bei ihnen 
nichts) beendet wird, persönliche und 
gesellschaftlich-politische Kontakte 
möglich werden und eine ausreichende 
medizinische Versorgung gewährleistet 
ist. 


Für die VerteidigerInnen der Gefange- 


` nen Eva Haule, Rolf Heißler, Sieglinde 


Hofmann, Christian Klar, Hanna Krab- 
be, Brigitte Mohnhaupt, Helmut Pohl, 
Adelheid Schulz und Rolf-Clemens 
Wagner, 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Ute 
Brandt, Anke Brennecke-Eggers, Andreas Groß, 
Martin Heimen gen. Heiming, Gerd Klusmeyer, 
Alexander Kutsch, Heike Krause, Roswitha 
Maui, Johannes Santen, Thomas Scherzberg, In- 
go Schmitt-Reinholtz, Heinz-Jürgen Schneider, 
Gunther Specht, Franz Schwinghammer 


Kundgebung vor dem Knast Preungesheim / Rede von Gisel Dutzi 


Die alten Verbrechen relativieren, die neuen Verbrechen 
legitimieren — dagegen müssen wir uns behaupten! 


Preungesheim — die genaue Zahl der 
hingerichteten Frauen und Männer in 
dieser Mordstätte während des Nazifa- 
schismus ist unbekannt. Sicher ist nur, 
daß an die 17000 Menschen in der Zeit 
von 1933-45 in Preungesheim gefangen 
Waren. 

Auch an diesem Ort versuchten die 
Mörder, die Spuren der Taten zu ver- 
nichten. Vor der Befreiung wurden die 
letzten Häftlinge auf Todesmärsche ge- 
schickt. Die Unterlagen verbrannt. 
Noch am 21.3. 1945 gingen 650 Gefan- 
gene auf Transport. Die Polizisten, die 
dabei 3 Gefangene per Genickschuß 
exekutierten, bekamen dafür im August 
1950 vor dem OLG Frankfurt den Frei- 
spruch. 

In den siebziger Jahren wurde zum al- 
ten Frauenknast ein neuer Männerknast 
gebaut. Beton und zeitgemäße Überwa- 
chungstechniken ersetzten die wilhelmi- 
nischen Backsteine der Zuchthäuser. Es 
war der neue deutsche Standard. 
Stammheim. Sichtblenden aus Beton, 
Hofgang in Parkdecks, keine Sonne, 
Einschluß in PCB-vergifteten Zellen. 

Neben Gisela Dutzi als Vertreterin 
der Kampagne „Libertad!“ sprach 
auch Alfred Marchand, Überlebender 
des KZ Lichtenburg, Kommunist und 
Widerstandskämpfer. Er gehörte zu de- 
nen, die dafür kämpften, daß zumindest 
Tafeln mit den Namen derer, die die 
Nazis in Preungesheim enthaupten lie- 
Ben oder in der Folter totschlugen, im 
Rahmen einer kleinen Gedenkstätte an- 
gebracht wurden. Wir selbst sprachen 
als Gruppe in einem längeren Beitrag 
über die Geschichte Preungesheims 
während des Nazifaschismus, über die 
Kontinuität deutscher Zuchthäuser und 
Knäste. Zum Schluß erzählte Helga 
Prauss, aus der Angehörigengruppe der 
politischen Gefangenengruppe, in sehr 
persönlicher Form, wie sie den 8. Mai 
1945 erlebte und warum es für sie ein 
Tag der Befreiung vom Faschismus war 
und ist. 

Die Kundgebung in Preungesheim 
bildete den öffentlichen Abschluß unse- 
rer Initiative zum 50. Jahrestag der mili- 
tärischen Zerschlagung des Nazifa- 
schismus. Zuvor organisierten wir be- 
reits gemeinsam mit dem Antifaschisü- 
schen Komitee aus Bremen eine Fahrt 
zum ehemaligen Konzentrationslager 
Buchenwald, an der 150 Genossinnen 
und Genossen aus Bremen und Frank- 
furt teilnahmen. 

Buchenwald und Preungesheim. 
Auch der Zusammenhang sollte herge- 
stellt werden — bei aller Unterschied- 
lichkeit der Vernichtungsmethoden, un- 


ter den Nazis wie in der BRD. Aber 
auch die Tatsache des Widerstands — 


die Selbstbefreiung der Buchenwald- 


Häftlinge, der vielfach namenlose Wi- 
derstand in Preungesheim zwischen 
1933 und 1945, der Kampf der politi- 
schen Gefangenen in der BRD, der tag- 
tägliche Widerstand der Gefangenen 
gegen Schikane, Rassismus und un- 
menschliche Haftbedingungen. 

Überall wurde in diesen Tagen staatli- 
cherseits gedacht. Wohl oder übel an die 
KZs, viel lieber aber an Dresden. Der 
öffentlich propagierte Geschichtsrevi- 
sionismus ist keine zufällig unterschied- 
liche Interpretation der Geschichte. Im 
Gegenteil, damit werden Grundlagen 
für gegenwärtige und zukünftige Politik 
gelegt. Der Versuch, die Erfahrung, 
daß in scheinbar ausweglosen Situatio- 
nen Widerstand möglich ist, staatspoli- 
tisch zu säubern, findet genau dort sei- 
nen Platz. 

Die alten Verbrechen relativieren, die 
neuen legitimieren — dagegen müssen 
wir uns behaupten. Auch deshalb waren 
wir vor dem Knast in Preungesheim. 

Kein Friede, Mai 1995 


Redebeitrag von Gisela Dutzi 

für die Kampagne „Libertad“ 

In dem Flugblatt zu dieser Kundgebung 
steht, daß innerhalb des Knastes hier 
nichts daran erinnert, was während des 
Nazifaschismus an Verbrechen an die- 
sem Ort begangen wurde. 

Wir haben uns oft gefragt, was wohl 
in den Kellergewölben, in die wir aus 
der Einzelisolation in den ersten Jahren 
zum Duschen gebracht wurden, wäh- 
rend des Nazifaschismus passiert ist. 

Auch in der Knastbücherei erinnert 
nichts an die Rolle des Knastes damals. 
Zumindest zu meiner Zeit — den 8 Jah- 


ren —, als ich hier in Preungesheim 
war. Wir haben zwar Bücher gefunden 
von Widerstandskämpferinnen, die 


z.B. in Aichach gefangengehalten wur- 
den, über Preungesheim aber nichts. 

Warum ist das so? Weil die Kontinui- 
tät dieses Ortes, als ein Ort, in dem 
Klassenjustiz exekutiert wird, in dem 
Widerstand gebrochen und ausgemerzt 
werden soll von damals bis heute, weil 
diese Kontinuität geheimgehalten wer- 
den soll. 

Weil sich für die Frauen, die nach 
dem Nazifaschismus hier gefangenge- 
halten wurden und werden, aus einem 
Gedenkhinweis zu damals noch ein paar 
andere Fragen aufdrängen würden ge- 
genüber denen und dem System, das sie 
in den Knast steckte. Weil ein anderes 
Bewußtsein über das Heute entstehen 


könnte. Denn: die Naziverbrechen sind 
weltweit identifiziert. Hier kam bald 
nach 1945 der Deckel drüber. 

Ein Sinn und Zweck der Konstruie- 
rung des bundesrepublikanischen 
Rechtsstaates war und ist, sich vom Fa- 
schismus abzusetzen, den Bruch damit 
zu demonstrieren. In Wirklichkeit gab 
es den nie. 

Ich rede nicht von der Kontinuität der 
Mittel, die konnten sie verändern, auch 
weil während des Faschismus ein Groß- 
teil des organisierten und unorganisier- 
ten Widerstands ausgerottet wurde. 

Und sie haben Lehren aus der Ver- 
gangenheit gezogen: selektiver, lautlo- 
ser Widerstand zu vernichten. Die 
Trennung der politischen Gefangenen 
aus den Stadtguerillas, den Wider- 
standsbewegungen in x-verschiedenen 
Knästen, die weiße Folter, die Isolation 


Die Ursachen des Faschismus, was 
ihn hervorgebracht hat, das kapitalisti- 
sche System, eines seiner Ziele — Ver- 
nichtung von Fundamentalopposition 
-—, bestehen bis heute fort. Das ganze 
Rechtsstaatgetöse, das als eine Konse- 
quenz aus der Nazi-Justiz erscheinen 
sollte, hat vor allem den Zweck, Wider- 
stand zu entpolitisieren, Klassenjustiz 
zu verschleiern. 

Dieses Rechtsstaatgetöse ist am 
Kampf der politischen Gefangenen ge- 
brochen und offen geworden. 

Jedes Urteil war ein politisches Ur- 
teil, mit dem Unterschied, es wird nicht 
an einem Tag gefällt, die Prozesse dau- 
ern z. T. über ein Jahr, jede und jeder 
Beteiligte weiß das Ergebnis, aber der 
Schein muß gewahrt werden. Der 
rechtsstaatliche Ablauf ist ein Moment 
des institutionalisierten Faschismus. 

Ich sage das, weil, wenn wir heute 
hier sind, dann nicht einfach, um an eine 
Vergangenheit und Verbrechen zu erin- 
nern, die vergangen sind. 

Nur Reaktionäre betrachten die Ver- 
gangenheit mit dem Blick nach hinten. 
Und die Herrschenden heute gedenken 
ihr, um sich reinzuwaschen davon und 
um einen neuen Anlauf für verschärfte 
Ausbeutungs- und Kriegspolitik der im- 
perialistischen Staaten zu nehmen. 

Wenn wir heute hier sind, dann auch 
wegen der Kontinuität dieser Geschich- 
te des Nazifaschismus. Und wir denken 
an die, die im Faschismus ermordet 
wurden. An ihren Kampf, der für uns 
heute noch Bedeutung hat, unter wel- 
chen Bedingungen sie gekämpft haben, 
weiche Kriterien sie hatten, wie das Sy- 
stem gegen sie vorgegangen ist. 

Geschichtsbewußtsein ist politisches 
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Bewußtsein. 

Sowohl in den Parallelen wie in dem, 
was sich verändert hat, identifizieren 
wir die Wirklichkeit von heute und das 
politische System, mit dem wir kon- 
frontiert sind. 

Hier im Frauenknast in Preungesheim 
waren seit den 70er Jahren bis heute 
mindestens an die 30 politische gefange- 
ne Frauen aus der RAF, aus dem antiim- 
perialistischen Widerstand, auch auto- 
nome Frauen. 

Angefangen bei Gudrun Ensslin, die 
Anfang der 70er Jahre hier war; die 
Frauen, die dpa besetzt haben Ende der 
70er Jahre und viele mehr. Heute sind 
hier Eva Haule, Birgit Hogefeld und 
Monika Haas. 

In den 70er Jahren hatte der Frauen- 
knast den Ruf eines Reformknastes. Be- 
deutet hat das die harte und weiche Re- 
pression, Anpassungsversuche, der 
Versuch, Widerstand im Vorfeld zu 
verhindern. Und es gab immer Phasen 
des Widerstandes in Preungesheim ge- 
gen die Unterdrückung im Knast und 
Solidarität mit uns politischen Gefange- 
nen. 

Anfang der 80er Jahre gingen die 
Grünen hier ein und aus, installierten 
Gesprächskreise, mit dem eindeutigen 
Ziel, eine Eskalation des Protestes zu 
verhindern. Die medizinische Versor- 
gung war katastrophal, es gab Selbsttö- 
tungen und Selbsttötungsversuche von 
Frauen, die in eine verzweifelte Lage 
getrieben wurden. Hungerstreiks waren 
die Reaktion, Lärmproteste des ganzen 
Knastes. Neben der knallharten Repres- 
sion wurden diese Gesprächskreise mit 
den Grünen in die Länge gezogen, mit 
der Devise: es ändert sich was. 


Tatsächlich geschah nichts. Das war 
Ausdruck des Reformknastes. Die Grü- 
nen haben: wahrscheinlich in dieser Zeit 
hier ihre Lehrjahre gemacht, aus denen 
sie Weiterstadt mitgenehmigt haben. 

Der Frauenknast hier ist wie der Män- 
nerknast auch ein internationales Knast- 
lager. In den 80er Jahren kamen hier 
unzählige Frauen aus allen Ländern, 
vor allem Südamerika, in den Knast. 
Heute mehr aus den osteuropäischen 
Ländern. Aus der katastrophalen öko- 
nomischen Lage dieser Länder sind sie 
gezwungen, durch irgendwelche Ge- 
schäfte innerhalb des informellen Sek- 
tors ihr Überleben und das ihrer Kinder 
zu sichern. Sie werden in den reichen 
Metropolen kriminalisiert, in den Knast 
gesteckt oder gleich abgeschoben und 
ins Elend oder gar in den Tod zurückge- 
schickt. D.h. hier im Frauenknast wird 
auch damit kapitalistische Weltherr- 
schaft vollstreckt. 

Für uns politische Gefangene hat der 
Ruf des Reformknastes kaum Bedeu- 
tung — isoliert wurden wir auch hier. In 
der ersten Zeit 23 Stunden in den Zellen 
eingeschlossen, Kommunikationsver- 
bot. Als die totale Isolation aufgehoben 
wurde — als Reaktion auf unsere Kämp- 
fe dagegen —, haben sie sich eine ande- 
re Methode ausgedacht. Auf demselben 
Flur abwechselnd unsere Zellen aufge- 
schlossen, das Kommunikationsverbot 
sollten wir von uns aus einhalten — sich 
selbst die Gitter und Mauern vor den 
Kopf malen —, was wir nicht taten. Be- 
deutet hat das ungefähr 5 Jahre Kampf 
um. Miteinander-reden-Können. Roll- 
kommandos, Strafeinschluß, Phasen, in 
denen wirs durchgesetzt hatten, Phasen, 
in denen der Terror von vorne losging. 


Nach außen gab es immer die Behaup- 
tung der Normalität, keine Sonderhaft- 
bedingungen für politische Gefangene. 

Das sind auch die Lehren aus dem 
Nazifaschismus. Auch wenn der Schein 
des demokratischen Rechtsstaates ge- 
brochen ist, an dem, wie sie gegen uns 
vorgehen, er muß behauptet werden. 

Und heute? Die politische Polizei, 
das LKA, sitzt bei jedem Besuch weiter 
dabei, kontrolliert jede Lebensäuße- 
rung. Die politischen Gefangenen aus 
der RAF sind faktisch heute isolierter, 
zersireuter voneinander, in verschiede- 
ne Knäste verteilt, als noch vor ein paar 
Jahren. Neue Prozesse wurden in den 
letzten Jahren initiiert, deren politische 
Bestimmung war: einen Teil der Gefan- 
genen aus der RAF bis an ihr Lebensen- 
de im Knast zu halten. In keinem dieser 
zweiten Prozesse, die nach 10, 12, 15 
Jahren Knast begannen, wurde auch nur 
der Schein rechtsstaatlichen Vorgehens 
eingehalten. 

In der Zeit 1990, 91, 92 hatte die BRD 
es schon nicht mehr nötig, auf irgend- 
wen Rücksicht zu nehmen und was an- 
deres vorzutäuschen. Diese Prozesse 
sind ein Spiegelbild dessen, was auch in 
anderen gesellschaftlichen Bereichen 
läuft und wie sie die Annexion der DDR 
betrieben haben und in der Außenpolitik 
in zügigen Schritten ihre neue Welt- 
machtrolle umsetzen. 

Eines, was wir brauchen, ist: eine in- 
ternationale Zusammenarbeit für die 
Freiheit der politischen Gefangenen 
weltweit. 

Freiheit für alle politischen Gefange- 
nen! 

Keine Hinrichtung von Mumia Abu- 
Jamal! ; 


Bericht über die Kundgebung am 28. 4. 95 in Mainz 


„Die Befreiung der politischen Gefangenen ist ein Schritt auf dem Weg 
zur Freiheit“ 


Die Mainzer Kundgebung im Rahmen der Aktionskette der Angehörigen 
war ein Versuch, die Zusammenhänge zwischen der Situation der revolu- 
tionären Gefangenen und der Kriminalisierung des antifaschistischen 
Widerstandes herzustellen. 

Konkreter Anlaß war die Inhaftierung des Antifaschisten Gunther zwei 
Wochen vor der Kundgebung. Gunther war wegen seiner angeblichen Be- 
teiligung an einer militanten Aktion gegen die faschistische „Deutsche 
Alternative“ vom Mainzer Landgericht zu 2 Jahren Knast ohne Bewäh- 
rung verurteilt worden. Seit dem 18.2. sitzt er jetzt im Knast Frankfurt- 
Preungesheim. . 

Es war für uns wichtig, in diesen Tagen nicht zu schweigen, sondern 
die Stimme gegen die staatliche Verfolgung des Antifaschismus zu erhe- 
ben. Unser Ziel war es ebenso, durch eine umfangreiche Mobilisierung 
für Öffentlichkeit zu sorgen. 

Mit knapp 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmern war die Kundgebung 
nicht schlecht besucht. Auf Transparenten wurde „Freiheit für alle politi- 


Freiheit.“ 


Rede der Gruppe jarama! 


„Die Befreiung der politischen Gefan- 


genen ist ein Schritt auf dem Weg zur den8. Mai. 
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Wir beziehen uns mit dem Motto die- 
ser Aktion bewußt auf den bevorstehen- 


schen Gefangenen“ und „Solidarität mit dem inhaftierten Antifaschisten 
Gunther“ gefordert. Neben der traditionellen Pikket-Line verliehen zahl- 
reiche rote Fahnen der Aktion ein angemessenes Äußeres. 

Neben den zentralen Redebeiträgen zur Situation der Gefangenen aus 
der RAF und zu „Antifaschismus und Befreiung“ gab es Beiträge zur $i- 
tuation von Mumia, zur Kriminalisierung von Gunther und zur Verfolgung 
des kurdischen Befreiungskampfes. 

Besonders freut es uns, berichten zu dürfen, daß die Hälfte der Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer im Anschluß an die Kundgebung mit einer 
Demonstration zur Solidarität mit Gunther lautstark durch die Stadt zo- 
gen. 

Wir meinen: Wer Siege erringen will, muß den Mut haben, mit wenig 
zu beginnen. 
jarama!, Mainz im Mai 1995 


Der ausführliche Beitrag mit dem. Titei „Für das Leben und die Freiheit 
der politischen Gefangenen“ zur aktuellen Lage der Gefangenen kann für 
2,— DM in Briefmarken bestellt werden über die Redaktion clockwork, 
Leibnizstr. 24, 55118 Mainz. 


Seit Bestehen der Bundesrepublik ha- 
ben Antifaschistinnen und Antifaschi- 
sten darum gekämpft, den 8. Mai als 

. Tag der Befreiung der Opfer und des 


Widerstandes vom Nazifaschismus in 
Erinnerung zu behalten. 

Heute nun wird der Begriff Befrei- 
ung, in sein Gegenteil gewendet, zum 
Flaggschiff staatlicher Propaganda. 

In Frankfurt am Main beispielsweise 
findet in diesen Wochen unter dem Titel 
„Die Freiheit hat Geburtstag‘ ein um- 
fangreiches Veranstaltungsprogramm 
statt. Im Hintergrund der Feierlichkei- 
ten stehen diverse Großkonzerne, u.a. 

— die Dresdner Bank, ein Hauptfinan- 
zier der Naziregierung ; 

— Hoechst, im Nazifaschismus als Teil 
der IG Farben Betreiber u.a. des KZ 
Auschwitz, Profiteur der massenhaften 
Vernichtung von Menschen durch 
Zwangsarbeit, wirtschaftlicher Gigant 
des Nazi-Militärapparates mit politi- 
schem Einfluß auf höchster Ebene; 

— Degussa, seinerzeit Lieferant des 
Giftgases Zyklon B, mit dem u.a. in 
Auschwitz Millionen von Menschen 
hingemeuchelt wurden. 

Das- sind diejenigen, die dem Faschis- 
mus zur Macht verholfen haben; das 
sind diejenigen, die aus der Vernich- 
tungsmaschinerie ihre Profite gezogen 
und Menschen für ihre Zwecke total 
verwertet haben ; 

das sind diejenigen, die heute staatli- 
che Befreiungsfeiern inszenieren. 

Wenn diese Herrschaften eine Frei- 
heit feiern, dann ist es ihre Freiheit, 
ihren Profit zu machen. 

Diese ihre Freiheit bedeutet Unfrei- 
heit und Tod für die Masse der Bevölke- 
rung. Das galt im Nazifaschismus, und 
das giltauch heute, 

Im allergrößten Teil waren es Men- 
schen in von Nazideutschland überfalle- 
nen Ländern, die eine Befreiung vom 
Faschismus erlebten. Eine wirkliche 
Befreiung gab es auch für die Häftlinge 
in den Konzentrations- und Vernich- 
tungslagern. 

Vor drei Wochen standen wir inmit- 
ten von 10000 AntifaschistInnen auf 
dem Appellplatz des ehemaligen KZ 
Buchenwald, um an einer Gedenkfeier 
der überlebenden ehemaligen Häftlinge 
teilzunehmen. Ihre vor allem aus politi- 
schen Häftlingen bestehende illegale 
Widerstandsorganisation hatte das La- 
ger im April 1945 selbst befreit, die SS- 
Aufseher gefangengenommen und der 
einige Tage später eintreffenden US- 
Armee übergeben. 


Verireter der Häftlinge riefen zur 
Wachsamkeit gegenüber der aktuellen 
faschistischen Gefahr auf, zeigten auf 
die immerzu mächtigen Schreibtischtä- 
ter in Staat und Wirtschaft und prote- 
stierten gegen die offizielle Geschichts- 
umschreibung. 

Dieser wahrhaftige Ausdruck der an- 
tifaschistischen Befreiung, die Nieder- 
schlagung der Faschisten durch die Un- 
terdrückten selbst, ist kein Teil der herr- 
schenden Freiheitsfeiern, sondern ihr 
Gegenteil. Deshalb wurde er in den bür- 
gerlichen Medien konsequent ignoriert. 
Zu gefährlich ist die Botschaft, daß wir 
die Befreiung erkämpfen können und 
selbst erkämpfen müssen. 

Zu gefährlich ist die Erkenntnis, daß 
in falschen Verhältnissen diejenigen 
hinter Gittern sitzen, die das Richtige 
tun. 

Deutschland ist immer noch das Land 
der Freiheit für Profiteure und Schreib- 
tischtäter à la Dresdner Bank, Hoechst 
und Degussa. Es ist ebenso ihre Frei- 
heit, diejenigen für kriminell zu erklä- 
ren, die sich den menschenverachten- 
den Verhältnissen entgegenstellen. Der 
Wiesbadener Antifaschist Gunther sitzt 
seit anderthalb Wochen im Knast. Der 
Vorwurf gegen ihn: Er soll ein Treffen 
organisierter Neofaschisten in Mainz 
angegriffen haben. Sein „Verbrechen“ 
ist es also, den Kampf gegen Neonazis 
nicht staatlichen Organen zu überlas- 
sen, die kein Interesse haben, ihn zu 
führen. 

Durch den Prozeß gegen Gunther und 
mit ihm als „Präzendenzfall“ soll kon- 
sequenter Antifaschismus als kriminell 
festgeschrieben werden. 

Die staatliche Seite wird jedes Einlas- 
sen auf ihre Angebote als nachträgliche 
Legitimation der Haft wie der gerichtli- 
chen Verfolgung des Antifaschismus 
insgesamt benutzen. 

In diesem Sinne scheint die Krimina- 
lisierung Gunthers zwar ein Angriff ge- 
gen einen einzelnen, ist aber tatsächlich 
ein Schlag gegen uns alle. 

Er ist ein Versuch, uns zu vereinzeln 
und einzuschüchtern. 

Deshalb können wir jetzt nicht 
schweigen; wir als antifaschistische 
Bewegung müssen Gunther durch unse- 
re Solidarität in seiner Haltung gegen- 
über dem Knast stärken. 

Wen sie nicht indoktrinieren können, 


Zum Prozeß gegen Birgit Hogefeld 


Aus politischen Gründen hatten Herausgeber 
des infos in der vorletzten Ausgabe den Ab- 
druck der Erklärung von Birgit Hogefeld abge- 
lehnt, die im foigenden Beitrag kritisiert wird. 
So wird Birgit hier zum Objekt einer Kritik, ohne 
sich als Subjekt einer notwendigen Auseinan- 
dersetzung artikulieren zu können. 
3 


Wir (Gruppe basis aus Saarbrücken) ha- 
ben im Rahmen der von der Mitiative 
LIBERTAD! organisierten Prozeßbe- 
gleitung am 28.3. und 4.4. den Prozeß 
von Birgit besucht. An beiden Prozeßta- 
gen war der gemeinsame Angriff von 
RAF und Action Directe gegen die US- 


Air Base in Frankfurt/Main im August’ 


wollen sie einschüchtern, wen sie nicht 
einschüchtern können, wollen sie ver- 
nichten. 

Diejenigen, die sich schon in den 50er 
Jahren gegen die Wiederbewaffnung 
Deutschlands und die anwachsende Ge- 
fahr von Faschismus und Krieg erho- 
ben, wurden während des kalten Krie- 
ges eingesperrt. Unter ihnen waren vie- 
le, die bereits im Nazifaschismus ver- 
folgt waren. 

Die Menschen, die sich seit den 70er 
Jahren der BRD, die geprägt ist von fa- 
schistischer Kontinuität und internatio- 


nalem Völkermord, bewaffnet entge- l 


genstellten, werden bis heute in Isola- 
tionshaft gehalten. 

Ihr Kampf wird von den Herrschaf- 
ten, die die Welt mit ihrer Profitgier ter- 
rorisieren, als Terrorismus diffamiert. 

Indem sie die Vertreter des Kampfes 
um Befreiung einsperren, wollen sie 
nicht nur den Widerstand einschüch- 
tern; sie beabsichtigen vielmehr, den 
Kampf um Befreiung zu einem verbre- 
cherischen Akt zu erklären. 

Aus diesem Grunde zielt das Pro- 
gramm der Isolationshaft gegen die po- 
litischen Gefangenen darauf ab, sie zu 
einer Zusammenarbeit mit dem Staat zu 
zwingen; denn mit jedem Arrangement 
würden die Gefangenen mit der Haftsi- 
tuation auch die Diffamierung ihres 
Kampfes als kriminell ein Stück weit 
anerkennen. 

Der Kampf der revolutionären Gefan- 
genen gegen die Erpressungsversuche 
des Staates, ihre Weigerung, den Ge- 
fangenenstatus als Normalität zu akzep- 
tieren, ist die Verteidigung der Sehn- 
sucht nach Befreiung unter verschärften 
Bedingungen. 

Der Riß zwischen Faschismus und 
Antifaschismus zieht sich bis heute 
durch die bundesrepublikanische Ge- 
sellschaft; das spiegelt sich auch in den 
heuchlerischen Jubelfeiern zum 8. Mai 
wider. Deshalb muß der Kampf um die 
Befreiung der politischen Gefangenen 
damals wie heute gegen die Herrschaf- 
ten à la Degussa und IG Farben ausge- 
fochten werden. 

Den Tag der Befreiung vom Faschis- 
mus zu begehen, heißt für uns, für die 
Befreiung der politischen Gefangenen 
zu kämpfen — als einen Schritt auf dem 
Weg zur Freiheit. 

m 


1985 Gegenstand der Verhandlung ge- 
wesen. 

Bei unserem Prozeßbesuch in Frank- 
furt am 4. April, als auch zwei Vertreter 
nationaler Befreiungsorganisationen 
aus den USA, der MLN (M) (Movi- 
miento Liberation National/ Mexico) 
und NAPO (New Africans People Orga- 
nisation) als Besucher im Prozeß gegen 
Birgit Hogefeld waren, haben wir kurz 
nach Ende des Verhandlungstags mitbe- 
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kommen, wie Birgit aus dem Gebäude 
des Oberlandesgerichts gebracht wur- 
de. Die Straßen wurden weiträumig ab- 
gesperrt, dann kam, mit Blaulicht und 
Sirenengeheul, ein grauer BMW aus der 
Einfahrt geschossen, in dem Birgit auf 
dem Rücksitz gesessen haben muß. Se- 
hen konnten wir sie nicht, die Fenster 
waren rundum zugehängt. 

Es muß für sie so sein, als würde sie 
einen Sack über den Kopf gezogen be- 
kommen. Die Methode, die dahinter- 
steckt, ist bekannt: die Gefangene soll, 
entsprechend den Isolationshaftbedin- 
gungen, denen alle politischen Gefange- 
nen immer noch unterworfen sind, von 
all dem abgeschirmt werden, was für sie 
Anhalt von Orientierung sein könnte, 
sie soll das Gefühl des Ausgeliefertseins 
verinnerlichen. 

Die Methode hat auch einen Namen: 
systematische, weiße Folter! 

Der Prozeß gegen Birgit spiegelt et- 
was von dem wider, was in diesem Mo- 
ment spürbar war : mit ihm soll der Sack 
über die Köpfe all derer gestülpt wer- 
den, für die die militanten Kämpfe in 
den achtziger Jahren Anhaltspunkte ge- 
ben können für die Auseinandersetzung 
innerhalb der radikalen Linken in 
Deutschland über die Neubestimmung 
eines revolutionären Projekts. 

Der. Prozeß selbst hat als Inhalt den 
von den westeuropäischen Guerilla- und 
militanten Widerstandsgruppen dem 
imperialistischen System erklärten re- 
volutionären Krieg in seiner ganzen 
Dimension im Laufe der achtziger Jah- 
re. Angesichts der Niederlage der Lin- 
ken eine scheinbar erdrückende Last, 
sich damit verantwortlich auseinander- 
zusetzen. Alleine konnte bisher kein 
Zusammenhang, keine Gruppe dieser 
Verantwortung gerecht werden. 

Erwartungen sind auch daran ge- 
knüpft, welche Antworten Birgit, die 
zehn Jahre lang in der RAF gekämpft 
hat, im Zusammenhang mit dieser Pha- 
se revolutionären Kampfs in der BRD 
geben kann. Die Ausgangsbedingungen 
angesichts der Defensive, Zersplitte- 
rung und Zersetzung, in der sich die Re- 
ste der revolutionären und linksradika- 
len Bewegung immer noch bewegen, 
machen es ihr nicht einfach, sich dieser 
Verantwortung zu stellen. 

Dies kennzeichnet den gesamten bis- 
herigen Prozeßverlauf, in dem sich ein 
individualisiertes politisches Herange- 
hen kultiviert. 

Das Diktat über den Prozeßverlauf 
haben Bundesanwaltschaft und der 5. 
Strafsenat eindeutig in der Hand. Dem 
alleine juristisch beikommen zu wollen, 
heißt, sich in die Falle der eigenen Ent- 
politisierung zu begeben. So oder so 
verläuft die Konfrontationslinie poli- 
tisch, manövrieren der Senat und die 
Bundesanwaltschaft damit, die Delegiti- 
mierung revolutionärer Intervention 
zum Inhalt des Verfahrens zu machen. 
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Wie sieht das aus? Schon eine Woche 
vorher, am 28. März, inszenierten die 
BAW und der Senat den Prozeß als Rea- 
lity-TV: Zwei Stunden war ausschließ- 
lich — im Zusammenhang mit der Air- 
Base-Aktion — die Rede von zerstörten 
menschlichen Körpern, abgerissenen 
Gliedmaßen, aufgerissener Bauchdecke 
usw. Offensichtlich ging es der politi- 
schen Justiz am wenigsten um die für 
ihre Prozeßführung notwendigen „poli- 
zeilichen und juristischen Tatsachen‘. 
Um so mehr um Stimmungsmache. Die 
Atmosphäre im Gerichtssaal wird be- 
wußt emotionalisiert und so rum die po- 
litisch-militärische Aktion der Guerilla 
als sinnloses Blutbad entpolitisiert. 

Inwieweit sich die restlichen Prozeß- 
beteiligten dafür benutzbar machen las- 
sen, müssen sich sowohl Birgit, ihre 
AnwältInnen als auch die Prozeßbesu- 
cher selbst fragen und fragen lassen. 

Am 2. März 1995 hat sich Birgit mit 
einer Erklärung an die Öffentlichkeit 
gewandt, in der sie die Absicht der Bun- 
desanwaltschaft, die Erschießung des 
GI Pimental im Jahre 1985 durch die 
RAF zum Prozeßgegenstand zu ma- 
chen, als einen Versuch bewertet, die 
Politik der RAF seit Anfang 1992 zu de- 
nunzieren und damit die radikale Linke 
zur Neuauflage von alten Grabenkämp- 
fen zu bringen. Diese Einschätzung ist 
schon alleine darüber zu widerlegen, 
daß bereits Ende 1993 Eva Haule, als 
eine der Gefangenen aus der RAF, die 
noch nicht mit lebenslanger Haftstrafe 
verurteilt war, eben aus Anlaß des Ver- 
suchs der Auseinandersetzung mit der 
Erschießung Pimentals erneut der Pro- 
zeß gemacht wurde. Mit dem alleinigen 
materiellen Ziel, „lebenslänglich‘““ ge- 
gen sie zu verhängen. Dieser Prozeß hat 
weder dazu geführt, daß sich die radika- 
le Linke zum Einschnitt der RAF im 
April 1992 neu ins Verhältnis gesetzt 
hätte, noch an Auseinandersetzungen 
angeknüpft worden wäre, die 1985 zwar 
einige Wellen hochschlagen ließen, je- 
doch nie zu einer wirklichen Klärung 
von Fragen für die Weiterentwicklung 
eines revolutionären Projekts beigetra- 
gen haben. Der Prozeß gegen Eva Haule 
war für den überwiegenden Teil der Re- 
ste der linksradikalen Bewegung 
schlichtweg ohne weitergehende politi- 
sche Bedeutung, obwohl sich auch mit 
ihm die beabsichtigte Abrechnung mit 
revolutionärer Politik in den achtziger 
Jahren und endgültige Einbetonierung 
der politischen Gefangenen manifestier- 
te. ; 
An diesem Punkt ein — sicher ver- 
kürzter, aber notwendiger — Blick zu- 
rück: Der Angriff auf die US-Air Base, 
und damit zusammenhängend die Er- 
schießung des GI Pimental, war keine 
isolierte Aktion, die für sich allein be- 
trachtet und politisch bewertet werden 
kann, sondern integriert in die Entwick- 
lung der Antimperialistischen Front in 


Westeuropa und dem damit verbunde- 
nen Aufbau einer revolutionären Ge- 
genmacht im Herzen der Metropole. 

Getrieben aus dem Zwang, die funda- 
mentale Krise des imperialistischen Sy- 
stems in einer ganzen Phase von kaltem 
und heißem Krieg zu lösen, holten die 
westlichen Staaten zur Gegenoffensive 
aus. Wenn sie sich in vielem auch uneins 
waren, darin waren sie sich einig: Die 
Befreiungsbewegungen des Südens soll- 
ten zerschlagen, vom Imperialismus 
unabhängige Wege fortschrittlicher 
Länder zertreten, die Sowjetunion und 
die Länder des Warschauer Vertrages 
— auf deren Kollaps man spekulierte — 
totgerüstet werden. In den Zentren ihrer 
Macht steilten sie dafür die Weichen: 
durch  politisch-militärisch-ökonomi- 
sche Umstrukturierung und einer Stra- 
tegie der präventiven Konterrevolution 
mit der Konsequenz einer militarisier- 
ten Gesellschaft. Als Beispiel seien ge- 
nannt: Raketenstationierung, Reagans 
„Krieg der Sterne“ SDI, Hochtechno- 
logie, flexible Automatisierung und 
Massenentlassungen, Aufrüstung und 
Ausbau der Polizei und der Geheim- 
dienste... 

Die greifbare Möglichkeit zur Befrei- 
ung und der Gestaltung menschenwür- 
diger Lebensbedingungen, die Kämpfe 
um politische und soziale Emanzipa- 
tion, wie sie für die unterdrückten und 
ausgebeuteten Massen verbunden wa- 
ren und sind mit dem Sieg des vietname- 
sischen Befreiungskampfes, mit Kuba, 
mit dem ehemals revolutionären Nica- 
ragua, sollte für lange Zeit zerstört wer- 
den. 

Es war eine Zeit, in der für die revolu- 
tionären Kräfte auch in Westeuropa we- 
nig Zeit war: „Wir waren uns bewußt, 
was in dieser Schlacht wirklich auf dem 
Spiel stand, wir alle, die wir in Italien, 
in Deutschland und anderswo neue We- 
ge gesucht, ausprobiert und umgesetzt 
haben, um auf die fundamentalen Ver- 
änderungen, die im Gang waren, und 
auf das wahre Niveau der Konfrontation 
dieser Epoche zu reagieren.“ (Kampf- 
komitee der Gefangenen aus Action Di- 
recte, 1993) 

Soweit zu den historischen Ausgangs- 
bedingungen, ohne die nichts zu begrei- 
fen und eine politische Kritik dieser 
Kampfphase gar nicht zu leisten ist. Si- 
cher gab es Fehler, vermeidbare wie 
auch unvermeidbare. Fehler aufgrund 
persönlicher Unerfahrenheit, genauso 
wie es praktisch-organisatorische 
Schwächen und auch eine fehlerhafte 
und bisweilen oberflächliche Analyse 
politisch-sozialer Ausgangsbedingun- 
gen und der internationalen Kräftever- 
hältnisse gab. Das wiederum stand in 
wechselseitiger Beziehung dazu, daß 
der Blick der Kämpfenden fast aus- 
schließlich auf die Strategie des impe- 
rialistischen Roll backs fixiert war und 
weitergehende politische Vorstellungen 


und gemeinsam bestimmte gesell- 
schaftspolitische Ziele nur unterbelich- 
tet vorhanden waren. 

Birgit sagte in ihrer Prozeßerklärung: 
»--- Meiner Meinung nach reicht es 
aber nicht aus, die Erschießung Pimen- 
tals einfach bloß als schlimme Fehlent- 
scheidung zu bezeichnen, ohne zugleich 
eine Antwort auf die Frage zu suchen, 
wie es dazu kommen konnte, daß Men- 
schen, die mit der Vorstellung aufge- 
standen waren, für eine bessere Welt zu 
kämpfen, sich so weit von ihren eigenen 
Idealen entfernen konnten .. “ 

Mit der Behauptung, daß mit der Er- 
schießung des GI Edward Pimental 
1985 die RAF „eine der schlimmsten 
Fehlentscheidungen‘“ ihrer Geschichte 
begangen hat, hat sich Birgit sehr viel 
Beifall von verschiedenen Seiten gefal- 
len lassen müssen. Sie hat daran an- 
knüpfend einen moralischen Anspruch 
für die Legitimität revolutionärer Inter- 
vention angedeutet und abzustecken 


versucht, der Tür und Tor öffnet für die 
Psychologisierung der politischen Pra- 
xis revolutionärer Gruppen. Angesichts 
der tatsächlichen politischen Konfronta- 
tion, die mit diesem Prozeß von Staats 
wegen geführt wird, der sich immer 
noch im Krieg mit der RAF wähnt und 
daraus auch in Bad Kleinen keinen Hehl 
gemacht hat, hat sich Birgit auf einen 
Pfad begeben, auf dem sie selbst zum 
Objekt dieser Kriegsführung wird. 
Keiner hat die Erwartung, daß in be- 
zug auf die kritische Auseinanderset- 
zung mit der Erschießung Pimentals 
Birgit die Position des Genossen aus den 
USA einnehmen könnte, der als Mexi- 
cano zum Schluß kommt, daß Pimental 
einfach auf der falschen Seite der Barri- 
kade gekämpft hat. Diese Klarheit kann 
und darf der Genosse haben, für die ra- 
dikale und revolutionäre Linke hier 
kann sie jedoch nicht alles gewesen sein. 
Aber sie muß Bestandteil der Auseinan- 
dersetzung darüber sein, daß die Di- 


4. Mai 1979 — Elisabeth von Dyck wurde 
in Nürnberg von der Polizei erschossen 


„die frauen aus der guerilla aber bre- 
chen ein doppeltes tabu, weil die ent- 
scheidung, die waffe in die hand zu neh- 
men, kollekiv und bewaffnet zu kämpfen, 
nicht nur das macht- und gewaltmono- 
pol des staates bricht, sondern auch das 
verhältnis struktureller ge- 
walt, das auch das herr- 
schaftsverhältnis zwischen 
typen und frauen determi- 
niert.“ 

(Christine Kuby, Gefangene 
aus der RAF, Ende der 70er 
Jahre) 


In der Stephanstr. 40 wurde 
am 4. Mai 1979 Elisabeth 
von Dyck im Rahmen der 
staatlichen Killfahndung er- 
schossen. Das BKA, LKA 
Bayern und sonstige Büttel 
überwachten wochenlang 
das Haus, in dem sie eine 
konspirative Wohnung der 
RAF vermuteten. Als Elisa- 
beth am Abend des 4.5.79 

. nach Hause kam, erwarteten 
sie bereits mehrere B., das 
ganze Viertel war über- 
wacht und umstellt. Schon 
vorher waren spielende Kin- 
der aus der Straße ver- 
scheucht worden. 

Elisabeth wurde in den Rücken ge- 
schossen und starb kurz darauf. 

Sie durch einen Schuß in den Rücken 
zu ermorden, haben sie dann als ‚‚Not- 
wehr“ hingestellt. Das war und ist ja 
auch nichts Neues, klar ist, daß der Staat 
eine Zeitlang keine Gefangenen machen 


wollte. Elisabeth stand lediglich im Ver- 
dacht, einer sogenannten , terroristi- 
schen Vereinigung“ anzugehören. Der 
gegen sie 1975 ergangene Haftbefehl 
wegen Waffenschmuggels aus der 


Schweiz in die BRD, der nach einer 


4monatigen Untersuchungshaft ausge- 
setzt worden war, wurde im Sommer 
1977 wieder in Vollzug gesetzt und auf 
„Untersiützung einer terroristischen 
Vereinigung“ erweitert. 

Die Bundesanwaltschaft ließ 3 Tage 
nach Elisabeths Tod verlauten, daß es 


einen dringenden Tatverdacht in bezug - 


mension des revolutionären Kriegs in- 
ternational die achtziger Jahre bestimmt 
hat und auch wieder in die imperialisti- 
schen Zentren zurückkehren wird, auch 
wenn es momentan kaum Anhaltspunkte 
dafür gibt. 

Jede Ignoranz gegenüber dieser Di- 
mension, egal ob in die Geschichte zu- 
rückblickend oder die aktuelle Situation 
bewertend, verwandelt die Subjekte des 
revolutionären Prozesses in Spielfigu- 
ren der Herrschenden. 

Bei aller notwendigen politischen 
Kritik im Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung der antiimperialistischen 
Front von Guerilla und militantem Wi- 
derstand in den achtziger Jahren kann 
der Schluß nicht dahin gehen, daß alle 
gemachten Erfahrungen, gerade auch 
die gemachten Fehler, so zur Disposi- 
tion stehen, daß sie je nach Befindlich- 
keit und persönlichem Kalkül den Herr- 
schenden zum Fraß vorgeworfen wer- 
den. (.. .) (Aus Platzgründen gekürzt — Red.) 


auf die Aktion gegen Schleyer, der zur 
Ausstellung eines Haftbefehls gereicht 
hätte, nicht gegeben hat. Zur Ermor- 
dung der 28jährigen Elisabeth im Rah- 
men der Killfahndung hat es ihnen aber 
gereicht. 

Elisabeth kam über die Mitarbeit im 
Sozialistischen Patientenkollektiv zu 
den Komitees gegen Folter und über die 
genauere Auseinandersetzung mit die- 
sem System — auch anhand der Folter- 
haftbedingungen gegen die 
politischen Gefangenen — 
zu der Entscheidung, hier 
bewaffnet zu kämpfen. Ge- 
naueres, wie ihre Entwick- 
lung und Entscheidungen 
gelaufen sind, wissen wir 
leider nicht. 

Wir wollen hier an sie er- 

innern als eine der wenigen, 
die in diesem Land aufge- 
standen sind und das System 
bewaffnet bekämpft haben. 
Es geht uns hier nicht um ei- 
ne Wertung von Mitteln des 
Widerstandes, sondern viel- 
mehr darum, daß es in die- 
sem Land kaum eine längere 
Tradition von antagonisti- 
schem Widerstand gibt, auf 
die wir uns beziehen kön- 
nen. Hier gibt es vor allem 
eine Tradition der Täter und 
auch der Täterinnen, womit 
wir uns auseinandersetzen 
müssen. Wir wollen uns 
aber auf diejenigen beziehen, die ver- 
folgt wurden und/oder um Befreiung 
gekämpft haben: 
— Diejenigen, die um ihre Befreiung als 
Frau und als Kommunistinnen, Anar- 
chistinnen und Partisaninnen (vor allem 
in den besetzten Ländern) gekämpft ha- 
ben, 
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— und diejenigen, die weltweit ‚gegen 
Unterdrückung kämpfen, 
sind uns nahe. 

Wir denken, daß es heute notwendig ist, 
daß wir uns nicht in diversen Nischen ver- 
kriechen, sondern als Frauen uns mit den- 
jenigen solidarisieren, die z.B. um ihr 
Bleiberecht in diesem Land kämpfen. Und 
daß wir uns der reaktionären Entwicklung 
in diesem Land entgegenstellen, die von 
Rassismus, Nationalismus und Verdre- 
hung der Geschichte geprägt ist. 

Die Kämpfe von Frauen und Lesben 
wurden und werden immer auch versucht 
zu psychologisieren, um ihnen den grund- 
legenden politischen Inhalt zu nehmen. 

So wurde zum Teil versucht, den Frau- 
en, die sich in der RAF organisiert haben, 
quasi ein „‚Terror-Gen“ unterzuschieben. 
Das hört sich dann z.B. so an: „Für je- 
den, dem sein Leben lieb ist, ist es eine 
ausgesprochen gute Idee, sich die Frauen 
zuerst vorzunehmen. Meiner Erfahrung 
nach haben Terroristinnen einen stärkeren 
Charakter, mehr Durchsetzungskraft, 
mehr Energie. Es gibt Beispiele dafür, 
daß Männer einen Moment zögerten, ehe 
sie schossen, während Frauen sofort ab- 
drückten. Das ist ein allgemeines Phäno- 
men bei Terroristen‘“ (Christian Lochte, 
Verfassungsschutzleiter Hamburg, völlig 
a.D.) Das BKA konstruiert die besondere 
Gefährlichkeit von Frauen z.B. über meh- 
rere Menstruationsbinden, die sie in einer 
illegalen Wohnung gefunden haben. Sie 
kommen zu dem Schluß, „daß die mut- 
maßlichen Terroristinnen den Zeitpunkt 
ihrer Periode mit Hilfe der Pille aufeinan- 
der abgestimmt haben. Ein Indiz dafür, 
wie berechnend und konsequent sich Ter- 
roristinnen im Untergrund einsatzfähig 
halten! 

Mit der den Frauen unterstellten be- 
rechnenden Gefährlichkeit haben sie auch 
versucht, die Todesschüsse auf Elisabeth 
zu legitimieren. Sie hätte „blitzschnell ih- 
re Waffe gezogen‘‘, und es wird getan, als 
wäre sie in der Lage gewesen, sich aus ei- 
nem umstellten Viertel freizuschießen. 
ZeugInnen gab es keine, das hatten sie 
schon so eingerichtet. 

Zum Schluß noch ein Brief von Christi- 
ne Bergmann, der Schwester von Elisa- 
beth von Dyck, geschrieben im Mai 1989: 


„4. Mai 1979 
Vor 10 Jahren hörte ich morgens um 7 
Uhr Nachrichten: 

In der Nacht sei Elisabeth von Dyck in 
Nürnberg von Polizeischüssen lebensge- 
fährlich verletzt worden. Sie sei noch in 
der Nacht an den Folgen der Schußverlet- 
zungen gestorben. 

In 10 Minuten mußte ich zur Schule fah- 
ren, in 1 Stunde Unterricht mit 30 Schüle- 
rInnen halten. Das ist doch meine Schwe- 
ster, Elisabeth. Die Polizei hat sie er- 
schossen. Das kann nicht wahr sein. Es 
muß ein Irrtum sein. Es ist niemand da, 
mit dem ich darüber sprechen kann. Seit 
zwei Jahren habe ich nichts mehr von Eli- 
sabeth gehört, sie nicht gesehen. Ich wuß- 
te nicht, wo sie ist, wie es ihr geht. 
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Die Polizei hat sie in Nürnberg aufge- 
spürt, in einem Bauwagen einer Baufirma 
haben sie sich tagelang verschanzt, ihre 
Wohnung beobachtet, ihr aufgelauert, sie 
in den Rücken geschossen — in Notwehr! 

Ich schreibe Euch dies, wei ich mich 
und Euch an Elisabeth erinnern möchte. 

Sie hat sich für die Haftbedingungen 
und Verteidigung politischer Gefangener 
in unserem Staat eingesetzt und ist dafür 
kriminalisiert worden. Sie war 1975 in 
der Schweiz und in Köln-Ossendorf (6 
Monate) in Untersuchungshaft. 

Ich bin persönlich betroffen, weil sie 
meine Schwester ist und ich etwas gelernt 
habe, hinter die Kulissen zu schauen. Sie 
hat gegen Isolationshaft gekämpft. Dieses 
Thema ist durch den Hungerstreik der po- 
litischen Gefangenen seit dem 1. Februar 
1989 uns allen gegenwärtig und darf nicht 
— hinter Beton und Gefängnismauern 
verbannt — totgeschwiegen werden.“ 

Wir grüßen alle kämpfenden Genossinnen in 
den Knästen und draußen und alle, die um ihre 
Würde und um Befreiung kämpfen ! 

(Frauen vom Infobüro Nürnberg) 


8. Mai 1976: Erinnerung 
an den Tod Ulrike Meinhofs 


Am 8.5. 1976 wurde Ulrike Meinhof in in 
Stammheim bei Aufschluß der Zelle tot 
aufgefunden. Eine Internationale Unter- 
suchungskommission, die ihren Tod un- 
tersuchte, kam zu dem Ergebnis: „Die 
Behauptung der staatlichen Behörden, 
Ulrike Meinhof habe sich durch Erhängen 
selbst getötet, ist nicht bewiesen, und die 
Ergebnisse der Untersuchungen der Kom- 
mission legen nahe, daß sich Ulrike Mein- 
hof nicht selber erhängen konnte. Die Er- 
gebnisse der Untersuchungen legen viel- 
mehr den Schluß nahe, daß Ulrike Mein- 
hof tot war, als man sie aufhängte, und 
daß es beunruhigende Indizien gibt, die 
auf das Eingreifen eines Dritten im Zu- 
sammenhang mit diesem Tod hinweisen 
. - . ist jeder Verdacht gerechtfertigt ange- 
sichts der Tatsache, daß die Geheimdien- 
ste — neben dem Gefängnispersonal — 
Zugang hatten zu den Zellen des 7. 
Stocks, und zwar durch einen getrennten 
und geheimen Eingang.“ 

Der siaatlichen Version der Selbsttö- 
tung widersprach im Namen der anderen 
Gefangenen aus der RAF auch Jan Carl 
Raspe: „Wir glauben, daß Ulrike hinge- 
richtet worden ist. Wir wissen nicht wie, 
aber wir wissen, von wem, und wir kön- 
nen das Kalkül der Methode bestimmen. 
(...) Hätte sich Ulrike entschlossen zu 
sterben, weil sie es als letzte Möglichkeit 
sah, sich — revolutionäre Identität — ge- 
gen die langsame Zerstörung des Willens 
in der Agonie der Isolation zu behaupten 
— hätte sie es uns gesagt — auf jeden Fall 
Andreas: So war ihr Verhältnis zueinan- 
der.“ 

In mehreren Städten der BRD verteilten 
Gruppen am 8. Mai Flugblätter, um an 
Ulrike Meinhof und ihren gewaltsame: 
Tod zu erinnern. — (Red.) ° 


„Den Gefangenen Freiheit“ 
Veranstaltung zum Kirchentag 


ı vom 14.-18. 6. in Hamburg 


Wir, eine Gruppe von Menschen 
aus Hamburg und Berlin, die mehr 
und weniger Bezug zu Kirche und 
„Christin sein‘ haben, haben für 
den kommenden evangelischen 
Kirchentag in Hamburg (14.-18. 
Juni ’95) zwei Veranstaltungstage 
vorbereitet, und zwar Donnerstag, 
den 15.6., und Freitag, 16.6. 95. 

Unser Motto: „Den Gefangenen 
Freiheit“ (Jesus nach Lukas, 4, 
18), Widerstand und politische Ju- 
stiz — von Golgotha über Stamm- 
heimbis.... 

Veranstaltungsort: „Friedens- 
kirche Altona, Altona / St. Pauli, 
Otzenstraße. 


Donnerstag, 15.6.: 
9 bis 11 Uhr, Bibelarbeit ‚‚Gebtdem 


i Kaiser, was des Kaisers ist‘‘ (Chri- 


stian Arndt, Wolfgang Grell). 

11 bis ca. 19 Uhr, Infocafe mit Ge- 
sprächsrunden, 14 Uhr mit Ange- 
hörigen der politischen Gefangenen 
und dem Video ‚was aber wären 
wir für menschen, 16.30 Uhr zu 
Abschiebehaft mit Menschen aus 
der Besuchsgruppe Glasmoor und 
Videos zu Büren und Glasmoor. 

19 Uhr, Veranstaltung zum Prozeß 
gegen Birgit Hogefeld mit Marian- 
ne Hogefeld, Gisela Wiese (Pax 
Christi und Prozeßbeobachterin), 
Pastor Jansen, angefragt: Ursula 
Seifert (Rechtsanwältin). 


Freitag, 15.6.: 


| Sbis 11 Uhr, Bibelarbeit ‚10 Gebote“ 


(Christian Herwartz, Jesuit/ Berlin) 


| T1 bis ca. 18.30 Uhr, Infocafe mit Ge- 
sprächsrunden, 13.30 Uhr mit ehe- 
| maligen politischen Gefangenen, 


16 Uhr mit Menschen aus der Kur- 


i distan-Solidarität zu laufenden Pro- 
| zessen gegen KurdInnen. 


18.30 Uhr, meditativer Abend, 
Nach-Wirken 

ca. 19.15, gemeinsames Essen 

20.30 Uhr, „Die Freiheitsliebe ist 
eine Kerkerblume“ (H. Heine). Ei- 
nen Gruß in die Zellen — Texte und 
Lieder für die politischen Gefange- 
nen mit Rolf Becker (IG Medien) 
und dem Chor Hamburger Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter. 


Begleitprogramm an beiden Tagen: È 


Ausstellung von Bildern der Male- 
rin und ehemaligen Gefangenen 


| Angelika Goder und evtl. Lutz Tau- 


fer ; Büchertische; Ansprechleute; 


| Kaffee, Tee, Kuchen. 


Interview mit Christa Klar 


Jede Entlassung 
ist längst überfällig 


In der letzten Zeit gingen öfter Meldungen 
über die Freilassung von politischen Gefan- 
genen durch die Presse, vor kurzem kam Lutz 
Taufer frei. Wird die Gruppe der Angehöri- 
gen der politischen Gefangenen damit bald 
überflüssig sein? 
Wir haben uns in den langen Jahren un- 
serer Arbeit politisiert, was wohl unter- 
schätzt wird. Wir werden sicher zusam- 
menbleiben. Es gibt erweiterte Aufga- 
ben, und es können neue entstehen. Na- 
türlich freuen wir uns über jede Entlas- 
sung ; jede ist ohnehin längst überfällig. 
Die Presse sollte an die neuen Kron- 
zeugenprozesse denken. So sollen ge- 
gen Sieglinde Hofmann Ende August 
neue Verhandlungen beginnen. Sie hät- 
te schon am 5. Mai entlassen werden 
müssen. Da kündigt sich keine Tendenz 
in Richtung Erleichterung an. Außer- 
em gibt es neue politische Gefangene, 
es werden immer mehr werden. Ich den- 
ke da an die Iren, Basken und vor allem 


> 


Kurdenverfolgung in der BRD 


Prozeß gegen 
Kadir Bastug 


Am 12. Mai 1995 fand vor dem Amtsge- 
richt Saarbrücken der Prozeß gegen den 
20jährigen Kurden Kadir Bastug statt. 
Die Anklage lautete auf Beteiligung 
beim Verbrennen eines Polizeiautos 
während einer verbotenen Demonstra- 
tion von KurdInnen im September 1994 
in Mannheim. Zeugen, die ihn gesehen 
haben, gab es keine. Das Gericht folgte 
fast vollständig dem Antrag der Staats- 
anwaltschaft und verurteilte ihn zu 2 
Jahren Haft auf Bewährung. Die sieben- 
monatige Untersuchungshaft wird ange- 
rechnet; zusätzlich muß er 100 Stunden 
gemeinnützige Arbeit leisten. Der Vor- 
sitzende Richter war ständig bemüht zu 
betonen, das Ganze sei kein politisches 
Verfahren. 


ee) 


Der Prozeß 
Etwa 25 Leute nahmen als Beobachte- 
rInnen an dem Prozeß teil. Laut Staats- 
anwaltschaft soll Kadir Bastug am 26. 
September ’94 bei einer verbotenen 
Demonstration von kurdischen Frauen 
in Mannheim gemeinsam mit zwei an- 
deren kurdischen Jugendlichen für das 
Verbrennen eines Polizeiautos verant- 
wortlich sein. 

Die „Beweise“: ein Foto, das ihn 
beim Kauf von Benzin im Kanister 


Kurden. Man versucht das nur mit mehr 
Erfolg zu verschweigen. Das wird 
durch die mangelnde Neugier der Öf- 
fentlichkeit gefördert. 


? Was ist gegenwärtig Schwerpunkt Ihrer Ar- 
beit? 

Die Durchsetzung der Zusammenle- 
gung der Gefangenen. Sie wird auch 
von staatlichen Stellen zur Zeit auf die 
Fahnen geschrieben. Eine Zusammen- 
legung geht nur, wenn sich auch nach 
draußen andere Diskussionen ergeben. 
Nicht, daß nachher die Gefangenen zu- 
sammen weggebunkert werden. 


? Hatsich die Spaltung des Gefangenenkollek- 
tivs vor zwei Jahren negativ auf die Arbeit 
Ihrer Gruppe ausgewirkt? 

Spaltung ist ein falsches Wort. Die Ge- 

fangenen haben unterschiedliche Mei- 

nungen über den weiteren politischen 

Weg, die sie unter sich diskutieren sol- 

len und wollen. Wir sehen unsere Auf- 

gabe unverändert darin, allen Gefange- 
nen unsere Unterstützung zu geben und 
ihre Haftbedingungen zu verbessern. 

Alle müssen raus! Das haben wir auch 

immer aufunsere Plakate geschrieben. 


zeigt, sowie eine Zeugin, die zwei von 
dem brennenden Polizeiauto weglaufen- 
de Jugendliche sah, die später in das Au- 
to von Kadir Bastug eingestiegen sein 
sollen. Erkannt wurde er von keinem 
der Zeugen. 

Ein Zeuge brachte ungewollt den 
Verfahrensablauf auf den Punkt: Ohne 
sich zu dem Angeklagten umzudrehen, 
meinte er: „Vom Typ her könnte er es 
gewesen sein“ Mehr ergab die Befra- 
gung der ZeugInnen nicht. 

Kadir Bastug selbst sagt aus, daß er 
kein Polizeiauto angezündet hat. Ur- 
sprünglich hatte er sich selbst bezich- 
tigt; dabei jedoch Angaben gemacht, 
die selbst mit den dürftigen Zeugenaus- 
sagen nicht übereinstimmten. Er nahm 
lediglich zwei ihm unbekannte kurdi- 
sche Jugendliche im Auto mit. Diese 
hätten, aus Protest gegen die brutale Be- 
handlung der Frauen durch die Polizei, 
über das Anzünden von Polizeiautos 
diskutiert. Er selbst lehnte dies strikt ab, 
wollte aber durch Selbstverbrennung 
ein Zeichen setzen. Zu diesem Zweck 
hätte er Benzin gekauft. Und wenn er 
das Anzünden eines Polizeiautos vorge- 
habt hätte, wäre er nicht mit seinem Au- 
to zum Tatort gefahren. 


Einschätzung 

1. So sehr der Richter es auch leugnete: 
Das Verfahren gegen Kadir Bastug und 
seine Inhaftierung liefen unter politi- 
schen Vorzeichen. Ein 20jähriger Kurde 
wurde sieben Monate in Haft gehalten, 


ohne daß es Zeugen für die ihm unter- 


stellte Tat gab. 


? Ist die Gruppe der Angehörigen derzeit Re- 
pressionsmaßnahmen von staatlicher Seite 
ausgesetzt? 

So etwas gibt es in den urferschiögfiich- 

sten Formen immer wieder mal. Das 

braucht man nicht extra zu bereden. 


? Hat die Unterstützungsarbeit in der letzten 
Zeit nachgeiassen ? 

Das kann man so nicht sagen. Natürlich 
wünscht man sich zu jeder Zeit noch 
mehr Unterstützung. Falls die breite 
Linke ihre Aufgabe wieder stärker auf- 
nimmt, ist das für unsere Arbeit eine 
Hilfe. 


? Wie ist das Interesse an dieser Thematik in 
der ehemaligen DDR? 

Das Interesse ist groß. Es fehlt dort na- 

türlich an Einzelwissen über die Hinter- 

gründe und die politische Geschichte 

der Gefangenen. 


? Wie geht es Ihrem Sohn Christian? 

Ich will nicht über einzelne Gefangene 
reden. Ich appelliere an die Presse. Ver- 
sucht doch, mit den Gefangenen selbst 
zu reden. Wenn es nicht erlaubt wird, 
dann denkt darüber nach, warum nicht. 
(Quelle: junge Welt, 8.5.95) 


Wenn man jemanden sieben Monate 
in Untersuchungshaft hält, ihn bis auf 
Gespräche mit seinem Anwalt und sei- 
nen Geschwistern völlig von der Außen- 
welt isoliert und dann nicht mehr zu bie- 
ten hat als ZeugInnen, die nichts Ent- 
scheidendes gesehen haben, müssen die 
Gründe der Inhaftierung woanders ge- 
sucht werden. Es bleibt nur noch der 
penetrant ausgeblendete politische Hin- 
tergrund: die bundesdeutsche Unter- 
stützung der türkischen Kurdistanpoli- 
tik durch Verbote und Kriminalisierung 
in der BRD. 

2. Die öffentliche Mobilisierung zu 
dem Prozeß zeigte Wirkung. Exakt 
einen Tag vor Prozeßbeginn zog der 
Richter die Notbremse: Die Kontakt- 
sperre gegenüber den Eltern von Kadir 
Bastug wurde aufgehoben. Zum ersten 
Mal in diesem Jahr durfte der Vater sei- 
nen Sohn besuchen. Mit dem Urteil, das 
auch die sofortige Freilassung von Ka- 
dir Bastug bedeutete, zogen Richter und 
Staatsanwalt ein Verfahren vom Eis, 
nicht ohne jedoch den drohenden Zeige- 
finger gegen politisch aktive KurdInnen 
zu erheben. 

(Quelle: Prozeßinfo 1 und 2 vom 2. und 12.5.95 
der Aktion 3. Welt Saar, Weiskirchenerstr. 24, 
66674 Losheim) 5 


Kein Verfahren ohne Kosten: Das Konto des 
bundesweiten Rechtshilfefonds für inhaftierte 
Kurdinnen lautet: 
BiG-Bank AG Köln, Kto-Nr. 1907180309, BLZ 
37810111, inh. RAin H. Krause, Stichwort: 
Rechtshilfefonds. 
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Endloser Terror gegen 
kurdische Bevölkerung 


Erneut hat die Bundesanwalischaft ge- 
gen einen Kurden Anklage erhoben, 
und erneut muß die wahnhafte Kon- 
struktion der Mitgliedschaft in einer 
„terroristischen Vereinigung“ inner- 
halb der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) für den Versuch herhalten, die 
Unterstützung des kurdischen Befrei- 
ungskampfes zu kriminalisieren. Der 
kurdische Genosse befindet sich seit 
Oktober 1994 in Untersuchungshaft. 


Anklage gegen 16jährigen 


Gegen einen l6jährigen Kurden, der in 
Bielefeld bei einer Demonstration für 
die verbotene kurdische Arbeiterpartei 
PKK einen Brandsatz auf Polizeibeamte 
geworfen haben soll, hat die Staatsan- 
waltschaft Anklage wegen versuchten 
Mordes erhoben. Ein Termin für die 
Verhandlung vor einer Jugendkammer 
des Bielefelder Landgerichts steht noch 
nicht fest. (Nach: Frankfurter Rundschau, 
9.5.1995) 


Protest gegen Gerresheimer 
Abschiebeknast 


Bleibsrecht für alle! 
Weg mit allen Abschiebsknästen ! Grenzen auf! 


Trotz regnerischen Wetters protestier- 


ten am vergangenen Samstag (13.5.) 
rund 200 Menschen gegen die herr- 
schende Asylpraxis und die Existenz 
von Abschiebeknästen vor dem Ab- 
schiebeknast Düsseldorf-Gerresheim. 
Die Polizei hielt sich — trotz massiven 
Aufgebots in‘den Seitenstraßen — zu- 
rück. Aufgerufen hatten zu der Aktion 
neben der Veranstalterin, der „Aktion 
Knastmucke!“, der Koordinierungs- 
kreis antifaschistischer Gruppen aus 
Düsseldorf und dem Umland (Antifa- 
KOK), der KV der Bündnis 90/ Grünen, 
der VVN-BdA und viele andere. Neben 
Redebeiträgen von Aktion Knastmuk- 
ke!, der Flüchtlingsgruppe Leverkusen 
und der PDS wurde eine Chronologie 
der Knastaufstände sowie Grüße an die 
inhaftierten Flüchtlinge in mehreren 
Sprachen verlesen. Zudem gab es meh- 
rere Info-Stände und Musik aus der Do- 
se und live. Dazu ein Sprecher der Ak- 
-tion Knastmucke!: ‚Wir wollten mit 
dieser Aktion nicht nur gegen das rassi- 
stische Klima in Gerresheim protestie- 
ren, sondern ganz konkret unsere Soli- 
darität mit den Flüchtlingen zum Aus- 
druck bringen. Wir wollten den inhaf- 
tierten Flüchtlingen zeigen, daß es nicht 
allen egal ist, daß sie einfach so inhaf- 
tiert und dann abgeschoben werden. 
Owohl wir ziemlich laut waren, ist uns 
das wohl nicht so wie erhofft gelungen, 
da die Flüchtlinge wohl aus ihren Zellen 
verlegt wurden“ 
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ten“. 


Trotz allem werten die Veranstalte- 
rInnen die Aktion aber als Erfolg: „Es 
ist die erste antirassistische Aktion — 
neben vereinzelten Plakataktionen — in 
Gerresheim, nach dem zweimonatigen 
Bestehen des Abschiebeknastes und der 
rassistischen Hetze in der lokalen Pres- 
se.“ (Quelle: cl-Netz Hamburg) 


Aktionsgruppe dringt in 
Abschiebeknast ein 


Über eine Aktion am Offenbacher Abschiebe- 
knast informiert eine Presseerklärung vom 
14.5.: 

„Wir wolien nicht stehenbleiben auf der 
Seite der Einsperrenden !“ 

Gewaltfreie Aktionsgruppe dringt in 
das Abschiebegefängnis Offenbach ein. 
Mit Hammer und Meißei Gefängnis- 
mauern beschädigt — Souveräne Polizei 
entfernte neun Personen vom Gelände 
und nahm Personalien auf. 

9 Mitglieder einer Gewaltfreien Ak- 
tionsgruppe für das Recht auf Asyl sind 
heute morgen in die Abschiebehaftan- 
stalt in der Offenbacher Luisenstraße 
eingedrungen. Den 5 Frauen und 4 
Männern im Alter zwischen 19 und 60 
Jahren ist es gelungen, den äußeren 
Zaun zu überwinden. Die Gruppe be- 
zeichnet die Abschiebehaft für Flücht- 
linge und abgelehnte Asylbewerber als 
Unrecht und fordert ihre Abschaffung. 
Gegenüber der Gefängnisleitung war 
die Aktion — ohne Nennung des Da- 
tums — in einem Offenen Brief ange- 
kündigt worden. Zur Begründung heißt 
es dort: „Nach unseren Informationen 
sind in diesem Gefängnis Menschen ein- 
gesperrt, die keinerlei Straftaten began- 
gen haben. Es ist allein ihre Herkunft, 
die sie ins Gefängnis gebracht hat.“ In 
vielen Fällen sei die Abschiebehaft eine 
Folge der neuen Asylgesetze von 1993. 
Flüchtlinge würden abgeschoben, ohne 
daß ihr Asylgesuch überprüft werde; so 
führe der neue Artikel 16a Grundgesetz 
zu Kettenabschiebungen bis in den Ver- 
folgerstaat. Kritisiert werden auch die 
„Schnellverfahren“ für Flüchtlinge aus 
sogenannten „sicheren Herkunftsstaa- 
Fazit der BriefschreiberInnen: 
„Das neue Gesetz nimmt den Asylsu- 
chenden den Rechtsschutz, der in 
Deutschland für alle anderen Menschen 
Gültigkeit hat. Wir stehen in dieser Si- 
tuation durch unsere Herkunft auf der 
Seite der Einsperrenden, aber wir kön- 


. nen es nicht verantworten, dort stehen- 


zubleiben.“ Die Gruppe fühlt sich an 
den Beginn der Judendiskriminierung 
im Dritten Reich erinnert: ‚„‚Diskrimi- 
nierung bedeutete ursprünglich Unter- 
scheidung ... Auf die heutige Situation 
übertragen bedeutet das, daß wir nicht 
länger die Unterscheidung zwischen 
nichtdeutschen Häftlingen und freien 
Deutschen hinnehmen wollen. Das Ge- 
fängnis erfüllt nicht zuletzt die Funk- 


tion, die Gefangenen von uns zu isolie- 
ren. Wir halten uns aber nicht für besser 
als die Gefangenen und sie nicht für we- 
niger berechtigt, am gesellschaftiichen 
Leben teilzunehmen, als wir es sind“ 
Das Eindringen in das Gefängnis verste- 
hen die ca. 20 Mitglieder der Gewalt- 
freien Aktionsgruppe für das Recht auf 
Asyl als symbolischen Versuch, ‚die 
Ungleichheit zwischen den Abschiebe- 
häftlingen und uns zumindest ansatz- 
weise zu überwinden!“ Als sie nach 
dem Übersteigen des äußeren Zaunes 
vor der unüberwindbaren Gefängnis- 
mauer standen, begann die Gruppe nach 
einer Zeit der Stille, diese mit Hammer 
und Meißel „symbolisch abzubauen“. 
Die von der aufgebrachten Gefängnis- 
leitung herbeigerufene Polizei, die sehr 
besonnen reagierte, bereitete diesem 
Versuch ein Ende. Da die „‚Eindringlin- 
ge“ ihren Aufenthaltsort hinter dem Ge- 
fängniszaun nicht freiwillig verließen, 
wurden sie von den Polizisten weggetra- 
gen. Ihnen drohen Anzeigen wegen 
„Hausfriedensbruchs“ und ‚Sachbe- 
schädigung‘“ Die Gruppe plant weitere 
Aktionen. Gewaltfreie Aktionsgruppe für das 
Recht auf Asyl 


Prozesse in Saarbrücken 


Am 2.6. finden vor dem Landgericht 
Saarbrücken zwei Prozesse statt: der 
Berufungsprozeß gegen Ursula M., an- 
geklagt nach $90a wegen einer Sen- 
dung im mittlerweile abgesetzte „Radio 
Harte Zeiten — Widerstand in Politik 
und Kultur“, sowie ein Prozeß gegen 
Chris, der wegen Teilnahme an einer 
antifaschistischen Demonstration des 
„Verstoßes gegen das Versammlungs- 
gesetz‘‘ angeklagt ist. 

Prozeß gegen Ursula M., 2.6., 9.00 Uhr, Land- 
gericht Saarbrücken, Saal 124 

Prozeß gegen Chris, 2.6., 10.30 Uhr, Landge- 
richt Saarbrücken, Saal 1 

Am Prozeßtag findet vor dem Landge- 
richt  (Franz-Josef-Röder-Straße /Zäh- 
ringerstraße) um 8.45 Uhr eine Protest- 
und Solidaritätskundgebung statt. 
Abends zeigt die Gruppe basis um 19.00 
Uhr in der Alten Feuerwache einen Film 
zur Geschichte der revolutionären Lin- 
ken in der BRD. 


Herzlichen Glückwunsch! 


Benjamin Ramos Vega Geburtstag, der 
in Berlin inhaftiert ist und dessen Aus- 
lieferung Spanien begehrt, hatte am 
21.5. Geburtstag. Aus Anlaß seines 
Geburtstages fand in Berlin eine Kund- 
gebung statt. 


Das Erscheinen dieser Ausgabe hat sich 
aus Krankheitsgründen um zwei Tage 
verzögert. — Das nächste Angehörigen 
Info erscheint regulär am 19. Juni. Re- 
daktionsschluß ist der 8. Juni. 


Politische Gefangene in Chile im Kampf 
gegen die Hochsicherheitsknäste 


Im März letzten Jahres wurde gleichzeitig 
mit dem Amtsantritt des konservativen 
Präsidenten Frei in Chile die Zwangsver- 
legung der politischen Gefangenen in den 
Hochsicherheitsknast in Santiago durch- 
gezogen. Auch der z.T. bewaffnete Wi- 
derstand der Gefangenen und eine inter- 
nationale Mobilisierung gegen die Hoch- 
sicherheitsknäste konnten die Verlegung 
nicht verhindern. 

Das Regierungsbündnis, die Concer- 
tacion, anfänglich bestehend aus Christ- 
demokratlInnen, Sozialistischer Partei, 
Radikaler Partei, Sozialdemokratischer 
Partei und sieben weiteren Parteien, löste 
am ll. März 1990 als erste demokratisch 
gewählte Regierung die Militärs ab, wel- 
che fast 17 Jahre lang Terror, Unterdrüc- 
kung und Ausbeutung über die Mehrheit 
des chilenischen Volkes und die indigenen 
Völker auf dem heutigen Territorium Chi- 
les ausübten. Zu diesem Zeitpunkt hatten 
die enormen Widersprüche hinsichtlich 
der Beurteilung und Einschätzung der 
veränderten politischen Lage zu Spaltun- 
gen in den revolutionären und linksradi- 
kalen Parteien und Organisationen ge- 
führt. | 

Während sich manche Parteien — bzw. 
Fraktionen daraus — an den Wahlen be- 
teiligten und darin die Chance zur politi- 
schen Veränderung sahen, hielten andere 
weiterhin den bewaffneten Kampf für not- 
wendig, da sie anstatt der Schaffung einer 
bürgerlichen Demokratie auf Grundlage 
der von den Militärs erlassenen Verfas- 
sung, welche u.a. den Neoliberalismus 
als Wirtschaftsmodell festschreibt, für ei- 
ne revolutionäre Veränderung kämpfen. 

Neben MJ Lautaro (Jugendbewegung 
Lautaro), Teilen der FPMR (Patriotische 
Front Manuel Rodriguez), MIR (CM) 
(Bewegung der Revolutionären Linken, 
Militärische Kommission) bildeten sich 
Guerillaorganisationen wie die MIR 
(EGP-PL) (Volksguerilla-Armee) und 
Pueblo en Armas (Bewaffnetes Volk), die 
den bewaffneten, revolutionären Kampf 
zur Erlangung der Macht für unabdingbar 
halten. Unterschiedliche Strategien und 
politische Ziele zeichnen diese Gruppen 
und Organisationen aus, gemeinsame 
Grundlage ihres Kampfes sind jedoch die 
antiimperialistische Ausrichtung sowie 
die Anwendung revolutionärer Gewalt. 

Aus diesen Organisationen gibt es seit 
1990 über 100 Gefangene, denen der Sta- 
tus als politische Gefangene bisher abge- 
sprochen wurde. Ihre Diffamierung als 
„lerroristen‘“ dient der Entpolitisierung 
des Konfliktes. Durch diese Strategie der 
Aufstandsbekämpfung sollen die revolu- 
tionären Kämpfe gespalten und und ge- 
schwächt sowie die sozialen und politi- 
schen Organisationen von ihnen entsoli- 
darisiert werden. 


Die Errungenschaften, die sich die Ge- 
fangenen in der Zeit der Militärdiktatur 
durch Hunger- und Durststreiks erkämpft 
hatten, gelten nicht mehr für diese neuen 
politischen Gefangenen der bürgerlichen 
Demokratie. Mit der Errichtung der 
Hochsicherheitsknäste und der Verlegung 
der politischen Gefangenen dorthin wurde 
auch in Chile ein ausdifferenziertes Un- 
terdrückungssystem etabliert, das auf die 
Vernichtung der Gefangenen sowohl phy- 
sisch als auch in bezug auf ihre politische 
Identität gerichtet ist und den Widerstand 
liquidieren soll. 

Die weiblichen politischen Gefangenen 
sind nach wie vor z. T. im Männergefäng- 
nis von San Miguel inhaftiert. Dort sehen 
sie sich neben der Repression durch 
Schließer und die Gendarmeria (bewaff- 
nete Knastpolizei) auch sexistischen An- 
griffen durch die männlichen Gefangenen 
gegenüber, gegen die sie sich verteidigen 
müssen. Mit den Frauen leben auch zwei 
ihrer Kinder, welche sieben und neun 
Monate alt sind. 

Kollektive Formen des gemeinsamen 
Lernens und Arbeitens, Literatur-, Poe- 
sie- und handwerkliche Werkstätten, die 
sich die politischen Gefangenen einst nach 
zahlreichen Auseinandersetzungen er- 
kämpft hatten, gehörten nach 1990 der 
Vergangenheit an. 

Am 3. April 1995 traten 72 männliche 
Gefangene im Hochsicherheitstrakt in der 
„Ex-Penitenciaria““ (U.E.A.S.) in den 
Durststreik, acht Frauen aus San Miguel 
schlossen sich aus Solidarität dem Streik 
und den Forderungen an. Dem Durst- 
streik (DS) ging bereits eine Woche Hun- 
gerstreik (HS) voraus. Nachdem am 7. 
April die Erfüllung der Hauptforderungen 
zugesagt wurde, beendeten die Gefange- 
nen den Durststreik. Die Frauen wurden 
gleich zu Beginn des DS provoziert, in- 
dem die Gendarmería Fäkalien in die 
Duschräume kippte, was sie an einer Wei- 
terführung des DS nicht hindern konnte. 

Die Gefangenen hatten sich vor einem 
Jahr gegen ihre Zwangsverlegung in den 
Hochsicherheitsknast mit allen. Kräften 
gewehrt, konnten diese jedoch nicht ver- 
hindern. U.a. lag dies an einer schwachen 
solidarischen Öffentlichkeit, insbesonde- 
re in Chile selbst. Nach der Zwangsverle- 
gung war der Widerstand nicht zu Ende: 
Die Gefangenen traten beispielsweise in 
einen 4Otägigen Hungerstreik, verweiger- 
ten Besuche mit Trennscheibe und Staats- 
schutzüberwachung sowie die Teilnahme 
an den z. T, schon über Jahre verzögerten 
Prozessen. Die Gefangenen beschreiben 
das letzte Jahr seit ihrer Verlegung als ein 
Jahr des Widerstandes gegen die zuneh- 
mende, ausdifferenzierte Repression. 

Anlaß dieses HS und DS war eine Re- 
pression von seiten der Gendarmeria 


(„Gruppe für taktische Operationen“ und 
Aufruhrbekämpfungseinheiten).. Rol- 
kommandos überfieien die Gefangenen 
und zwangen sie mit entsicherten MPs 
zum Verlassen der Zellen. Vorher hatten 
die Gefangenen Abhörmikrofone in ihren 
Zellen und in den Räumen gefunden, in 
denen die AnwältInnenbesuche stattfan- 
den. 

. Die Gefangenen sprechen von einer Mi- 
litarisierung des Knastes, in welchem seit 
einem Jahr die Verletzung der Menschen- 
würde und der Rechte der politischen Ge- 
fangenen praktiziert wird. 

Die Erfüllung folgender Forderungen 
wurde am 7.4.95 zugesagt: 

— drei Besuche im Monat mit fünf direk- 
ten Angehörigen für vier Stunden 

— jeden Sonntag Besuch der angehörigen 
Kinder für fünf Stunden 

— zwei Besuche für drei Stunden monat- 
lich von der Genossin (Partnerin) 

— einen Besuch monatlich für drei Stun- 
den mit der ebenfalls gefangenen Genos- 
sin 

— täglich zweieinhalb (nach anderen In- 
formationen drei) Stunden Zugang zu den 
Zellen (anders als in der BRD sind die Ge- 
fangenen nicht in den Zellen einzeliso- 
liert, sondern werden von ihren Zellen 
und den persönlichen Dingen darin, Bü- 
chern, Unterlagen etc. ausgesperrt, so daß 
sie weder die Ruhe zur Prozeßvorberei- 
tung noch zum Arbeiten noch eine Privat- 
sphäre haben) 

— Rückzug der Rollkommandos 

— ein spezieller Besuchsraum 

— Erlaubnis zum unüberwachten Studium 
mit ProfessorInnen der Universität, die 
sich zur Unterrichtung der Gefangenen 
bereit erklärt haben 
— Werkstatt und verschiedene Werkzeu- 
ge zur Bearbeitung von Metall, Holz etc. 
— Literatur- und Poesiewerkstatt, Mög- 
lichkeit zu Malerei und Werkstatt in den 
Zellen selbst 

— größerer Spielplatz 

Ob sich die verantwortlichen Organe an 
diese Zusagen halten, muß von der solida- 
rischen Öffentlichkeit genauestens ver- 
folgt werden! 

Die Angehörigen und FreundInnen der 
politischen Gefangenen besetzten am 1. 
April zur Unterstützung des HS und späte- 
ren DS (drei Angehörige im DS) die chile- 
nische Menschenrechtskommission, wel- 
che die Besetzung jedoch faktisch igno- 
rierte und sich somit eindeutig gegen die 
Anerkennung der Forderungen der politi- 
schen Gefangenen stellte. Das sog. „‚Si- 
cherheitsbüro‘“‘, welches 1990 gegründet 
wurde und seitdem für die Bekämpfung 
der revolutionären Opposition zuständig 
ist, bedrohte die UnterstützerInnen, in- 
dem sie sie in die Nähe der „Terroristen“ 
rückte. Dies könnte letztendlich zu einer 
Anklage im Rahmen des neuen Atni-Ter- 
ror-Gesetzes führen, welches nicht nur 
die Teilnahme an einer bewaffneten oder 
illegalen Aktion, sondern vielmehr auch 
die Nähe zu revolutionären Organisatio- 
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nen und die politische Überzeugung unter 
Strafe stellt. 

Der Kampf der Gefangenen wurde 
durch eine spontane internationale Kam- 
pagne unterstützt, in der zur Verfassung 
von Protestbriefen an das Justiz- und In- 
nenministerium aufgerufen und eine in- 
ternationale Öffentlichkeit hergestellt 
wurde. In Chile selbst haben die Gefange- 
nen Unterstützung von CODEPU (Men- 
schenrechtsvereine) und ODEP (Organi- 
sation der Volksverteidigung) erfahren. 
CODEPU reichte gemeinsam mit der In- 
teramerikanischen Kommission eine Kla- 
ge vor dem Menschenrechtsausschuß der 
Abgeordnetenkammer zur Untersuchung 
der Vorfälle in den Hochsicherheitsknä- 
sten ein. 

Die Gefangenen sehen den Hochsicher- 
heitsknast, den sie selbst als Konzentra- 
tionslager bezeichnen, trotz der zugesag- 
ten Verbesserungen als Vernichtungssy- 
stem, das weiterhin existiert, mit dem 
Ziel, die revolutionären Gefangenen und 
jegliches Bewußtsein von Menschenwür- 
de und Gerechtigkeit zu liquidieren. 

Ihre Abbrucherklärung des DS endet: 

„Mit der revolutionären Menschen- 
würde und der Kraft des Volkes, vorwärts 
in der Abschaffung der Konzentrationsla- 
ger‘ 

Solidarität mit den kämpfenden und revo- 
Iutionären Gefangenen weltweit! 

Die Freilassung der Gefangenen wird 
nur revolutionär erkämpft werden! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Wir bitten Euch, zur Unterstützung der 
Erfüllung der Forderungen der Gefange- 
nen die Übersetzung des folgenden Textes 
an das Justizministerium und/oder das 
Innenministerium in Chile sowie den 
Menschenrechtsausschuß der Abgeordne- 
tenkammer zu faxen: 


„Herr Innenminister / Frau Justizministe- 
rin, 

wir haben die Entwicklung in Chile be- 
züglich der Verschärfung der Situation 
der politischen Gefangenen durch die 
Verlegung in die Hochsicherheitstrakte 
verfolgt und haben Kenntnis über die 
Kämpfe der politischen Gefangenen ge- 


gen die vernichtenden Haftbedingungen, : 


welche zur Zerstörung der politischen 
Identität der Gefangenen eingesetzt wer- 
den. Diese Bedingungen werden in der 
BRD seit fast 29 Jahren an den politischen 
Gefangenen praktiziert. Auch die kämp- 
fenden sozialen Gefangenen befinden sich 
in zunehmendem Maße in ähnlichen Be- 
dingungen, die bis hin zum Versuch der 
physischen Zerstörung gehen. 

_Wir protestieren gegen diese Behand- 
lung der Gefangenen, die eine Form der 
Folter darstellt, und fordern menschen- 
würdige Bedingungen in den Gefängnis- 
sen bis zu ihrer Freilassung, die es den 
Gefangenen erlauben, sich weiterzubil- 
den, zu diskutieren und unter Wahrung 
der Menschenrechte im politischen Kol- 
lektiv zuleben. 

Wir werden die Entwicklungen in Chile 
genauestens verfolgen, insbesondere, ob 
die von den Gefangenen im Durststreik 
erkämpften Forderungen erfüllt werden. 

Die Aktionen der Angehörigen als öf- 
fentlichkeitswirksame Maßnahme sind ihr 
legitimes Recht, um über die Situation ih- 
rer FreundInnen und Kinder in den Ge- 
fängnissen zu informieren. Die Kriminali- 
sierung ihrer Aktivitäten müssen wir als 
undemokratische Sanktionierung im Sin- 
ne einer Gesinnungsjustiz verurteilen. 

Wir gehen jedoch davon aus, daß eine 
demokratisch gewählte Regierung sich ih- 
rer Verantwortung bezüglich der Wah- 
rung der Menschenrechte bewußt ist, und 
sehen die Erfüllung der Forderungen der 
Gefangenen als ersten Schritt in diese 
Richtung. 

Mit Grüßen verbleibe ich 


Señor Ministro / Señora Ministra, 

hemos observado el desarrollo en Chile 
con respecto a la agravación de la situa- 
ción de los presos politicos y las presas 
politicas debido al traslado de ellos /ellas 
a las cárceles de alta seguridad. Tenemos 
conocimiento de las luchas de las presas y 
de los presos contra el reglamento interno 
que fue implementado para destruir la 
identitad politica del preso/de la presa. 
Estas condiciones también cumplen este 
rol en las cárceles de la R.EA. desde 


Verhaftungen und Folter in Spanien 


Am 28. 1.95 wurde Benjamin Ramos Vega, ein 
Genosse aus Barcelona, in Berlin verhaftet. ihm 
wird „Unterstützung der ETA“ (Gomando Bar- 
celona) vorgeworfen. Der spanische Staat for- 
dert seine Auslieferung. 

Am 28. .95 wurde in Barcelona die baskische 
illegale Agurkane Esquerra zusammen mit Juan 
Carlos Maya, einem legalen kalalanischen Lin- 
ken, verhaftet. In den folgenden Tagen wurden 
weitere zehn Genossinnen aus Barcelona und 
der Umgebung wegen „Unterstützung der ETA“ 
verhaftet. 

All diese Verhaftungen sollen gemäß der spa- 
nischen Polizei im Zusammenhang zur Festnah- 
me von Benjamin in Berlin stehen. Juan Carlos 
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ist inzwischen gegen eine hohe Kaution freige- 
lassen worden. Alle Festgenommenen haben 
erklärt, daß sie gefoltert wurden. 


Erklärung von Agurkane Esguerra 

Sie brachten uns zur Kaserne der Guardia 
Civil der Zone 4 in Barcelona. Kaum wa- 
ren wir dort angekommen, wurden von 
mir die Daten und Fingerabdrücke aufge- 
nommen, da ging dann alles ios. Es kamen 
vier Männer herein. Einer von ihnen 
stülpte mir eine schwarze Plastiktüte, so 
eine Mülltüte, über, und sie begannen 
mich zu schlagen, vor allem auf den Kopf 
und im Nackenbereich, ins Genick, auf. 


‘hace casi veinte años. Las Presas y los 


presos comunas/os luchadoras/os se 
encuentran de manera aumentativa en 
condiciones parecidas que incluyen el in- 
tento de la destrucción fisica. 

protestamos conira este tratamiento de 
las presas y los presos como unsa forma 
de torutura y exigimos condiciones dignas 
y humanas en las cárceles hasta su puesta 
en libertad que permitan que las presas y 
los presos se eduquen, que participen en 
discusiones y que vivan en un colectivo 
politico, cosa que respeteria los Derechos 
Humanos. 

Vigilaremos exactamente el desarrollo 
en chile, especialmente sie se cumplirán 
las exigencias que fueron obtenidas por la 
huelga seca de los pp. 

Las actividades de los familiares vemos 
como una medida para llamar a la aten- 
ción pública. Esto es su derecho legitimo 
para informar sobre la situación de sus 
compañera/os, amiga/os y niña/os. 
Cada intento de persución de estas activi- 
dades con medios policiacos o juridicos 
será una sanción indemocrática de una 
justicia con credo politico. 

Sin embaro partimos de que un gobier- 
no que fue elegido democráticamente esté 
conciente de su responsabilidad en defen- 
der los Derechos Humanos. La satisfac- 
ción de las demandas de los presos politi- 
cos y las presas politicas vemos como el 
primer paso hacia este sentido. 

Con saludos quedo 


— Innenminister: 0056-2-696 8740 
— Justizministerin S, Alvear: 0056-2- 
6966952 oder 6954558 
— Menschenrechtskommission der Ab- 
geordnetenkammer : 0056-32-232657 
Kopien bitte an folgende Adresse (auch für Kon- 
takt und Information) : Internationalismus und So- 
lidarität, St.-Pauli-Str. 10/12, 28201 Bremen. 
(Bremen, 19. April 1995) 
Ein sehr guter und ausführlicher Beitrag 
der Chile AG Braunschweig zum Hunger- 
und Durststreik der politischen Gefange- 
nen ist außerdem in der Zeitung analyse 
und kritik (ak) Nr. 378 veröffentlicht wor- 
den. (d. Red.) 

a 


den Hals. Alle Schläge waren entweder 
mit den Händen in dem Bereich der Ohren 
und mit den Fäusten über das ganze Ge- 
sicht, wie auch mit einer Art von Buch, 
wie ein Telefonverzeichnis, Tritte auf den 
ganzen Körper, die Brust, Reißen am 
Haar, und sie zwangen mich, Liegestüt- 
zen zu machen. Dann wurde mir der Kopf 
in eine Toilette gesteckt, mit der Absicht, 
mich zu ertränken. Während dieser gan- 
zen Zeit hatte ich die Plastiktüte überge- 
stülpt, und sie drückten sie zusammen, um 
mich damit zu ersticken. Ab und zu schau- 
ten sie nach meinem Kopf und Gesicht, 
um zu überprüfen, wie es ging, und sie be- 
sprachen untereinander, daß es mir güt 
ging und daß sie weitermachen könnten. 
Einer drohte mir, mich mit dem Kopf in 


einen Wasserbottich („baüera“) zu stec- 
ken und mir Elektroden anzulegen. Tat- 
sächlich setzten sie mich auf einen Stuhl 
und befeuchteten mir die Hände mit einer 
Flüssigkeit und gaben mir eine Art von 
Elektrostecker. Aber es kam eine Person 
in den Raum, die sagte, das sei nicht mög- 
lich, denn ich leide an einer Herzkrank- 
heit, und sie sollten das lassen. Da ließen 
sie mich einen Moment ausruhen. Sie 
zwangen mich, die ganze Zeit aufrecht 
und mit dem Gesicht zur Wand zu stehen. 
In anderen Momenten zwangen sie mich, 
mit lauter Stimme ein Lied zu singen, da- 
mit ich nicht hören könnte, was sie unter- 
einander sprachen. Nach einem Moment 
fingen sie wieder an. Schläge mit der of- 
fenen Hand, Faustschläge, Liegestützen, 
die Plastiktüte und so weiter. Ich weiß 
nicht, wie lange das ging, aber ich schät- 
ze, eineinhalb Tage. Dann sagten sie mir, 
sie brächten mich nach Madrid. Die ganze 
Zeit während der Fahrt nach Madrid hatte 
ich die Augen mit einer Binde verbunden, 
drei zivil gekleidete Polizisten neben mir. 
Kaum waren wir in Madrid angekommen, 
fing alles von vorne an. Die Vernehmun- 
gen mit den Schlägen, Liegestützen, Dro- 
hungen alier Art, ich hatte die ganze Zeit 
über eine Kapuze übergestülpt. In den Ta- 
gen, in denen ich in Madrid war, gaben sie 
mir keine Gelegenheit auszuruhen, es 
ging ständig weiter ..., sie brachten mich 
wieder zur Vernehmung hoch. Bei mehre- 
ten Gelegenheiten sagten sie mir, sie wür- 
den mich aus dem Fenster werfen, wie sie 
es mit Anuk gemacht hatten. (Xabier Kal- 
pårzoro Golmaio — „Anuk“ — wurde am 
24. 9. 1993 aus dem Fenster gestoßen, lag 
drei Tage im Koma und starb dann. Die 
Policia Nacional behauptet, er sei selbst 
aus dem Fenster gesprungen.) 

Sie sagten auch, sie würden mir einen 
Schuß verpassen, daß es aussähe, als hätte 
ich Selbstmord begangen: Neben den 
Schlägen trieben sie mit mir auch ein psy- 
chologisches Spiel, indem sie mir droh- 
ten, meine Neffen umzubringen oder ei- 
nen meiner Familienangehörigen „Ver- 
schwinden“ zu lassen. Zweimal machten 
sie mit mir eine Gegenüberstellung mit 
den Personen, die mich in ihrer Wohnung 
aufgenommen hatten. Da die Frau 
schwanger ist, sagten sie mir, es sei meine 
Schuld, daß die Frau ihr Kind verlieren 
würde, ich hätte ihr Leben ruiniert. Ich 
war so lange in dieser Situation, daß ich 


Freiheit für 


Prozesse und politische 
Gefangene in Spanien 


Zusammenfassung von Berichien aus 
der baskischen Tageszeitung egin, Ende 
März bis Ende April: 
Auch hier in der BRD-Presse waren 
überall Berichte, daß nach 10 Jahren die 
Leichen zweier baskischer Flüchtlinge 
identifiziert worden sind. Sie waren von 
der GAL entführt, gefoltert und ermor- 
det worden. Egin schreibt aber auch, daß 
į daraufhin in Süd-Euskadi ein Kampftag 
i stattfand und in Tolosa, der Stadt, aus 
der die beiden stammten, ein General- 
streik. 
| Die baskischen politischen Gefange- 
nen in Frankreich sind im Hungerstreik. 
Zur Zeit ist in Donostia ein großer 
Prozeß gegen 24 Leute wegen Straßen- 
kämpfen am 15.8.93 (an dem Tag gibt 
es immer Protestaktionen). Die Presse 
hetzt, spricht ständig von Stadtguerilla. 
Ein Konstrukt wird verbreitet, das an 
das von den „drei Ebenen der RAF“ in 
den 80er Jahren erinnert: Gruppe Z = 
ETA, bewaffnet Kämpfende;; Gruppe X 
= Sabotagegruppe; Gruppe Y = Stra- 
| Benkämpfer, also Demonstranten. 
Sanchez Corrales und Xil Arauxo, 
Militante der GRAPO, sind die am läng- 
| sten inhaftierten politischen Gefangenen 
in Spanien. Ihnen wurde die Amnestie 
| von 1977 nicht gewährt, und sie sind 
| jetzt 18 Jahre im Knast. AFAPP, die 
Angehörigengruppe, organisiert Veran- 
staltungen in Madrid, Valencia und an- 


das Zeitgefühl verlor; sie gaben uns das 
Mittagessen, Abendessen und Frühstück 
zu versetzten Zeiten. Schon auf dem Weg 
zum Gericht (Audiencia) wiederholten 
sie, daß, wenn ich vor dem Richter nicht 
aussagen würde, sie sich darum kümmern 
würden, denn sie hätten alles auf Band 
aufgenommen, und sie würden das dem 
Richter vorlegen. Und alles hinge davon 
ab, was ich vor Gericht aussagen würde, 
und sie vergaßen dabei nicht, mir vorher 
zu sagen, daß wir ja nachher zusammen- 
sein würden, weil sie die Zeit der Inkom- 
munikation verlängert hätten und wir uns 


Außerdem: Vorwärts zu neuen Taten - Der Beitrag der BRD- Justiz 
zum 8. Mai +++ Prozeß gegen Birgit Hogefeld +++ Deutschland und 
die ganze Welt - Entwurf für ein neues BKA-Gesetz +++ Rettet:das - 


Leben von Mumja Abu-Jamal! 


deren Städten für die Freiheit der beiden 
und informiert über ihren Widerstand. : . 

Am 10.4. wurde in Narbonne (Frank- 
reich) von den B. eine Junge Frau er- 
schossen (Schüsse in Hals und Rücken). 
Sie behaupten, sie war an Banküberfäl- | 
len der GRAPO zuletzt in Barcelona An- 
fang April beteiligt, später dann, viel- 
leicht wäre sie auch Drogenhändlerin. | 
So wollen sie Verwirrung schaffen und 
von der Ermordung ablenken. 

Am 17.4. fing der Prozeß gegen 7 Ge- | 
fangene aus der GRAPO an. Die Staats- | 
anwaltschaft forderte 313 Jahre Haft für | 
die 8 Angeklagten — der achie fehlte im 
Prozeß, denn er konnte im März ’93 aus 
dem Gefängnis von Granada fliehen. 80 
„Zeugen“ sollen da aussagen — davon i 
60 Polizisten —, ohne Erscheinen im 
Gerichtssaal und ohne Bekanntgabe ih- 
rer Identität. Ermöglicht wird das über 
ein „Zeugenschutzgesetz‘‘, das letztes 
Jahr installiert wurde. Dieses Gesetz 
steht in der Tradition des faschistischen 
Franco-Regimes (damals Tribunal del 
orden publico) zur Ausschaltung von 
Opposition. 

Es ist nicht das erste Mal, daß mit |. 
„Zeugen ohne Gesicht“ in einem Pro- |‘ 
zeß operiert wird. Bedeutsam aber ist die |' 
Anordnung des Gerichts, daß keiner der 
„Zeugen“ öffentlich wird. ` 

Die Namen der angeklagten Gefange- 
nen: Laureano Ortega, Guillermo Vas- 
quez, Jesus Cela Seoane, Maria Jesus 
Romero, Encarnacion Leon Lara, Olga 
Oliveira, Javier Calcerrada, Fernan Sil- 
va Sande (der fliehen konnte). 


nach dem Termin beim Richter ja wieder- 
sehen würden. Während der 5 Tage, in 
denen ich in ihren Händen war, haben sie 
die ganze Zeit über versucht, daß ich nie- 
manden zu sehen bekam und mit nieman- 
den sprechen konnte außer mit ihnen. 
Weitere Informationen: Solidaritätskomitee Ben- 
jamin Ramos Vega, Wilhelmstr. 9, 10963 Berlin, 
Tel./Fax: (030) 2518539 
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Irische politische Gefangene in britischen Gefängnissen 


Und Ihr wagtes, uns 


Terroristen zu schimpfen ... 


Pädraic Wilson ist 35 Jahre alt. Der briti- 
sche „Sicherheits“-Minister John Whee- 
ler nennt ihn einen Terroristen. Über die 
vergangenen 13 Jahre ist Pädraic eben 
wegen diesem britischen Staat, den Whee- 
ler vertritt, mehr innerhalb als außerhalb 
britischer Knäste in den S.G. gewesen. 
John Wheeler behauptete letzte Woche im 
sog. „‚Unter‘‘-Haus, in britischen Knästen 
gebe es keine politischen Gefangenen. 
Meadbh Gallager sprach mit Pädraic Wil- 
son und seiner Lebensgefährtin Sal Bren- 
nan, selber ehemalige Kriegsgefangene 
(POW). 


„Im Knastkampf geht es uns nicht darum, 
um politischen Status zu kämpfen: da geht 
es uns darum, ihre Versuche zu bekämp- 
fen, uns diesen zu entreißen.“ 

Pádraic Wilsons Erklärung ist keine Ver- 
teidigungsrede aus dem Gerichtssaal und 
noch viel weniger wie die mit Gebrüll ver- 
kündete Unterstreichung eines britischen 
Hertschenden, der sich ans ,Unter““- 
Haus wendet. Genau diese simple Tatsa- 
che, die sie enthäk, wird einem schlagar- 
tig an der Trennwand deutlich, die uns im 
Besuchsraum von Long Kesh vom näch- 
sten POW und einer/m Besucherln trennt. 

Unsere Widersacher nennen diese 
simplen Fakten „republikanische Gewiß- 
heiten“. Republikanische Gewißheiten, 
so sagen sie, sind nicht totzukriegen. Sie 
sorgen für die Verbreitung der Idee, daß 
du, wenn du die dir ins Gesicht strahlende 
Realität ignorierst, schon irgendwie bes- 
ser zurechtkommst. 

Weder Pädraic Wilson noch Sal Bren- 
nan haben jemals den Luxus gehabt, die 
Realität verdrängen zu können. Sal z.B. 
drückt es so aus: „‚Ich glaub’ nicht, daß da 
auf unsere beiden Familien irgendwas 
Neues zukommt.“ Pädraics Geburtshaus 
wurde, als er noch ein Kind war, unzähli- 
ge Male durchsucht, seine Brüder häufig 
festgenommen. Mit 17 kerkerten sie ihn 
ein, 51/2 Jahre bekam er wegen angebli- 
chen Sprengstoffbesitzes. Nach kürzeren 
Internierungsphasen wurde er im Januar 
1992 zu 24 Jahren Haft verurteilt. Er ist, 
was die Brits einen „red book“‘-Gefange- 
nen nennen, einer von fünf, den die briti- 
schen Schergen für „top-gefährlich‘“ hal- 
ten. 

1990 wurde Sal Brennan wegen Besit- 
zes von Dokumenten zu 4 Jahren auf Be- 
währung verurteilt. Ihr Bruder Pól Bren- 
nan wurde anfangs interniert, dann 1976 
wieder verhaftet und wegen Sprengstoff- 
besitzes angeklagt. Als einer der 38 Long 
Kesh-Ausbrecher (von 1983, Anm. d. Ü.) 
sieht er sich in den USA z. Zt. britischem 
Auslieferungsbegehren ausgesetzt. Vor 
vier Jahren wurde das Haus von Sals 
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Schwester in Riverdale von einer loyali- 
stischen Todesschwadron angegriffen, 
die Vorschlaghammer und automatische 
Waffen schwenkte. Ihr Schwiegervater 
Seän Keenan wurde Jahre zuvor ange- 
schossen, als er zusammen mit Gerry 
Adams ein Gericht verlies. 

Sal blickt zurück, als sie noch in die 
Grundschule ging: „Ich kann mich über- 
haupt nicht an eine Zeit erinnern, wo die 
britische Armee nicht auf unseren Straßen 
präsent war. Sie waren die Aggressoren, 
die Leute, die meine Familie angriffen, 
die meine Brüder zusammenschlugen, die 
sie verhafteten, die junge Frauen und 
Männer zwangen, sich auf dem Boden 
niederzukauern, die alles daransetzten, 
meine Community zu unterdrücken. 

Ich kann nur sagen, daß das eine 
Kriegssituation gewesen ist. Die Brits 
werden diesen Begriff ge- und mißbrau- 
chen, doch sie haben sich immer genau 
dann auf diesen Krieg bezogen, wenn es 
ihnen zupaß kam. Früher oder später — 
mich schert’s nicht, wann — werden sie 
anerkennen müssen, daß unsere Gefange- 
nen Gefangene dieses Krieges, daß sie po- 
litische Gefangene sind.“ 


„Die Brits versuchten, uns '76 zu krimi- 
nalisieren. Die 8ler Hungerstreiks brach- 
ten den Punkt ins Blickfeld, und nachdem 
zehn Männer gestorben wurden, stand die 
Welt auf und nahm Notiz. Ich würde sa- 
gen, wir könnten gerade von dieser Zeit 
lernen.“ 

„Die Brits und die südliche Regierung 
möchten den Eindruck der Normalisie- 
rung vermitteln. Doch auch wenn sie auf 
leichtere Kopfbedeckung umgesattelt ha- 
ben, so stolzieren sie noch immer mit Ge- 
wehren auf unseren Straßen rum, richten 
sie auf die Menschen und terrorisieren 
sie. Und ob sie nun in ’ner schwarzen oder 


grünen Uniform stekken, sei’s RUC oder 
Brits, es bleiben dieselben, die mit den 
loyalistischen Todesschwadronen ge- 
meinsame Sache machen“ 

Dies ist eine weitere Realität, die wir, 
so ermuntern sie uns, doch besser ignorie- 
ren sollen. Doch Sals Erfahrungen strafen 
die Leugnungen der gemeinsamen Sache 
Lügen. 

„Pádraic war einer der ersten Betroffe- 
nen, dessen Akte aus britischen Kasernen 
‚abhanden kam‘. Dann, als ich auf Kau- 
tion draußen war, ging ich mit einer 
Freundin zur Springfield Rd. Kaserne/ 
Belfast, wo ich wegen ’nem Gerichtster- 
min meine Papiere abholen sollte. Statt- 
dessen wurde mir gesagt, meine Papiere 
seien jetzt in den Händen loyalistischer 
Paramilitärs. Das war, wenn ich mich 
recht erinnere, zur Zeit der Internationa- 
len Frauenwoche und am Tag, als Sam 
Marshall beerdigt wurde“ 

Sam Marshall wurde von einer loyali- 
stischen Todesschwadron ermordet, als er 
sich wegen Kautionsauflagen in einer 
Brits-Kaserne melden mußte. Auch er war 
zuvor von der RUC bedroht worden. 

Sal Brennan glaubt, daß sich die briti- 
sche Regierung nur dann bewegen wird, 
wenn sie keine andere Alternative mehr 
hat. „Ich denke, daß uns nix auf dem Sil- 
bertablett serviert wird, ich meine, daß es 
in bezug auf die Gefangenen ganz ganz 
wichtig ist, das Thema ganz oben auf die 
Tagesordnung zu setzen, so daß es jede 
und jeder ernstnimmt. Hier in Anderson- 
town und ganz West-Belfast gibt’s einen - 
wahren Geist der Unterstützung und die 
Anerkennung von politischen Gefangenen 
seitens der Community — ebenso ihrer 
Familien. 

Seit geraumer Zeit hat’s nun schon kei- 
ne große Kampagne mehr zu den Gefan- 
genen gegeben, die die Menschen auf die 
Straßen brachte, wo sie ihrer Unterstüt- 
zung Ausdruck verleihen können, wie sie 
das während des Schmutz- und der Hun- 
gerstreiks taten. Jetzt jedoch mit der Kam- 
pagne von Saoirse ist das richtig hoff- 
nungsvoll zu sehen, wieviele Menschen 
sich beteiligen. Das gibt dir wirklich 


Pádraic Wilson mit seinem und Sals Kind, Yvonne und Donal 


‚Kraft, und du weißt, du bist nicht allein, 
daß die Leute hinter dir stehen, daß andere 
genauso denken wie du und auch raus- 
kommen werden und das Thema in den 
Vordergrund rücken“ 

Sal denkt, die Menschen, die ihre Un- 
terstützung für den bewaffneten Kampf 
nicht hergeben wollten, doch auch nicht 
die Besetzung der. S.G. unterstützten, 
sollten jetzt aufstehen und bereit. sein. 
„Dies ist jetzt eine Gelegenheit für diesen 
Teil unserer Bevölkerung mitzumachen, 
Unterstützung zu geben — raus auf die 
Straße zu kommen und ihre -Stimme für 
die Gefangenen zu erheben.“ 

Pädraic war zur Zeit des Schmutz- und 
der Hungerstreiks im Knast. Er war einer 
von 30 Männern, der den ersten Hunger- 
streik im Dezember 1980 aufnahm, drei 
Tage bevor er endete, und in denselben 
H-Block gesteckt wurde, in dem er im Ja- 
nuar ’92 wieder landete. 


„Ich erinnere mich, wie ich in die Zellen 
ging, wo Bobby Sands und Martin Hurson 
waren, ehe sie ins Knastkrankenhaus ver- 
legt wurden. Ich konnte keine Verzweif- 
lung spüren, die gab ’s nicht. Ich saß da 
und dachte, ‚genau das ist’s, worum ’s 
geht, der Kampf geht weiter <“ 

„Und selbstverständlich ging er, das 
wissen auch die Brits. Die Gewährung ei- 
gener Kleidung nach dem Ende des 
Streiks von ’81 war die Fortsetzung des 
Kampfes innerhalb des Knasts für unsere 
Forderungen — dieser Kampf dauert bis 
heute an. Es gibt immer noch nicht-einge- 
löste Forderungen — wie Haftunterbre- 
chungen aus dringenden Angelegenhei- 
ten, Zugang zu Sachen, Möglichkeiten, 
die tägliche Lebensqualität im Knast. 

Ich betrachte mich als politischen Akti- 
visten. Wenn ich rauskomme, will ich 
mich wieder an der Arbeit in und für die 
Community beteiligen. In der Vergangen- 


Verfahren zum Antrag der BAW läuft 


Keine Auslieferung 
von Kani Yilmaz! 


London. Am 4. Mai begann im Gerichts- 
saal des Gefängnisses Belmarsh das Ver- 
fahren über den Auslieferungsantrag der 
BRD gegen den am 26. Oktober letzten 
Jahres während seines Aufenthalts zu offi- 
ziellen Gesprächen in der Nähe des briti- 
schen Parlaments festgenommenen 
ERNK-Europasprechers Kani Yilmaz. 
Zunächst wurde eine von der Bundes- 
anwaltschaft angefertigte 83seitige An- 
klageschrift verlesen, in der Kani Yilmaz 
die Verantwortung für gewaltsame Pro- 
testaktionen von KurdInnen in der BRD 
vorgeworfen wird. Die Anwälte Kani Yil- 
maz’, Irwing, Black und Hans-Eberhardt 
Schultz aus Bremen, wiesen die Anschul- 
digungen gegen Yilmaz zurück ... und 
warnten vor der Gefahr, daß die BRD den 
ERNK-Europasprecher :auch in die Tür- 


heit arbeitete ich im Beratungszentrum 
Sinn Féins in meiner Gegend, da will ich 
wieder hin. 

Wenn sie uns einsperren, hört unser 
Aktivismus nicht auf, wir stehen weiter- 
hin im Kampf, sind Teil desselben und ar- 
beiten, bis wir rauskommen, an anderer 
Stelle im Kampf innerhalb der Knäste. 

Doch jetzt ist die Lage drinnen von der 
während des Schmutz- und der Hunger- 
streiks verschieden. Wir haben uns von 
einer Konfrontationssituation zu einer des 
Dialogs und der Diskussion hinbewegt‘“ 

Was bleibt denn dann von den wieder- 
holten Kommentaren des „Sicherheits“- 
Ministers John Wheeler zu halten, es gäbe 
keine politischen Gefangenen? Pädraic 
erinnert an John Major, der erklärte, Ge- 
spräche mit der IRA würden seinen Ma- 
gen umdrehen, bis er drei Wochen später 
enthüllte, daß sie seine Regierung die gan- 
ze Zeit über geführt hatte. „Die einzige 
Frage ist, wann die Brits bereit sind, sich 
zu bewegen, um diesen Konflikt zu lösen, 
und wann sie sich den Schlüsselfragen zu- 
wenden. 

Die RepublikanerInnen drinnen und 
draußen sind vereint. Das ist unser wich- 
tigster Pluspunkt. Die Brits wissen, daß 
wir geschlossen sind. Gewiß, Leute sind 
unsicher und stellen Fragen, doch sind sie 
auch fest und vereint. 

Das ‚Relative Action Comitee‘ brachte 
die Hungerstreiks auf die internationale 
und an die Spitze der landesweiten Tages- 
ordnung: Menschen wie meine Mutter, 
Bobby Sands Mutter und Schwester, Mar- 
tin Hursons Familie. Unsere Botschaft an 
unsere Angehörigen und FreundInnen 
lautet: Ihr habt uns so weit gebracht, Ihr 
seid es auch, die uns auf diese Stufe ge- 
hievt habt, auf der wir jetzt angekommen 
sind. Wir brauchen Euch, um weiterzu- 
kämpfen.“ 

(aus: An Phoblacht /Republican News vom 4. Mai 


kei abschieben könne, wenn er an sie aus- 
geliefert würde. 

Das Gericht vertagte die Verhandlung 
auf den 11. Mai. Dann sollen Zeugen ge- 
hört und Kani Yilmaz die Gelegenheit zu 
einer Verteidigungsrede gegeben werden. 
Bis dahin muß Yilmaz weiter in Haft blei- 
ben. 

. In mehreren europäischen Städten fan: 
den am Gerichtstag Protestdemonstratio- 
nen und Kundgebungen für die Freilas- 
sung Kani Yilmaz’ statt. In London de- 
monstrierten mehrere hundert Menschen 
vor dem Gerichtssaal und ca. 2000 vor 
dem britischen Innenministerium. Sie tru- 
gen PKK- und ERNK-Fahnen und forder- 
ten die sofortige Freilassung Yilmaz’. In 
Wien demonstrierten 100 KurdInnen vor 
der britischen Botschaft und übergaben 
einen Protestbrief. In Marseille und in Pa- 
ris kamen jeweils 600 KurdInnen zu einer 
Demonstration, die mit der Übergabe ei- 
nes Protesischreibens vor der britischen 
Botschaft bzw. Konsulat endete. In Athen 
fand eine große Demonstration vor das 


britische Konsulat statt, bei der Parolen ° 


1995; Übersetzung : FreundInnen Irlands und Pa- 
lästinagruppe Westberlin) 


Sieben Kriegsgefangene 
aus Portlaoise entlassen ! 


Die Bekanntgabe der für den 13. April an- 
gesetzten Freilassung von Ken Bolger, 
Seamus Ennis, John Kelehan, Eamon O 
Cléirigh, Declan O’Neill, Mich O’Reilly 
und Maitiú O Treasaigh wurde von den 
Angehörigen, FreundInnen und Unter- 
stützerInnen Saoirse mit Freude aufge- 
nommen. Fast alle Gefangenen kommen 
aus Dublin und standen nach Ablauf ihrer 
T- bzw. Sjährigen Haftstrafen Ende ’96 
zur Entlassung an. Saoirse-Sprecherin 
Bernie Farrell erklärt: „Saoirse ist glück- 
lich, daß weitere sieben Familien wieder 
vereint sind, die britische Regierung je- 
doch muß sich jetzt mit höchster Dring- 
lichkeit bei den politischen Geiseln bewe- 
gen, die sie gefangenhält. (. . .)“ 

(aus: An Phoblacht/Republican News, 13.4. 
1995; Übersetzung: FreundInnen Irlands und Pa- 
lästinagruppe Westberlin) 


Irisch-Republikanische 
Nachrichten Nr. 15 


(Ende Mai ’95) Entwicklungen von März 
— Mai ’95; Sinn Fein-Frauenkonferenz;; 
Gefangene; US-Terror gegen Iren; Bu- 
rundi; Vietnam und Oklahoma; Antifa- 
Kämpfe in Britannien; Paul Hill; Ostern 
95, USA : Faschismus oder nicht? — und 
der Widerstand; die sozialistische Revo- 
lution und das Recht der Völker auf 
Selbstbestimmung; u. v. m. 

4,— DM, ab 3 Expl./Läden 30 % Ra- 
batt. Bestellungen an: Freundinnen Ir- 
lands, c/o M-99, Manteuffelstr. 96, 
10997 Berlin. 


für die sofortige Freilassung Yilmaz’, für 
den Befreiungskampf und gegen die türki- 
sche und britische Regierung gerufen 
wurden. 

In Bonn fand unter einem massiven Po- 
lizeiaufgebot eine Kundgebung von 400 
Leuten vor der britischen Botschaft statt. 
In Hamburg versammelte sich eine Grup- 


` pe von.Demonstranien vor dem britischen 


Konsulat. Sie wurde von der Polizei ange- 
griffen, zwei Kurden wurden festgenom- 
men. Um ihrer Forderung nach Freilas- 
sung der beiden Festgenommenen Nach- 
druck zu verleihen, marschierte die Grup- 
pe dann Richtung Innenstadt und wurde 
erneut angegriffen. Bei den Auseinander- 
setzungen zwischen der Polizei und den 
Demonstranten wurden 51 Leute festge- 
nommen und viele verletzt. Es sollen auch 
acht Polizisten verletzt worden sein. 

Quelle: Yeni Politika, 6.5.95 — (K.) 

Nachtrag: Nach letzten Meldungen hat 
das britische Gericht bei der Verhandlung 
am 11. Mai die Entscheidung über die 
beantragte Auslieferung von Kani Yilmaz 
auf den 18. Mai vertagt. 
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Hungerstreik politischer 
Gefangener im Gefängnis 
Yozgat erfolgreich 


Am 4. Mai beendeten die politischen Ge- 
fangenen im E-Typ-Spezialgefängnis 
Yozgat nach 48 Tagen ihren Hunger- 
streik, nachdem ihre Forderungen aner- 
kannt wurden. Eine Delegation des CHD 
(Verband fortschrittlicher JuristInnen) 
aus Ankara hatte 15 Stunden lang mit der 
Gefängnisleitung und einem Vertreter des 
Justizministeriums verhandelt. Am Ende 
dieser Verhandlungen wurde das Recht 
auf eine politische Vertretung der Gefan- 
genen und 47 Punkte, die das tägliche Le- 
ben im Gefängnis und die Kommunikation 
der Gefangenen untereinander und mit 
draußen betreffen, anerkannt. Am näch- 
sten Tag beendeten auch die Angehörigen 
ihren Solidaritätshungerstreik. Sie ver- 
langten nach einem Anruf des Gefängnis- 
direktors beim Menschenrechtsverein 
IHD, daß sie zuerst die Gefangenen besu- 
chen und sich selbst davon überzeugen 
können, daß die Forderungen erfüllt und 
der Hungerstreik zu Ende ist. Nach dem 


Besuch beendeten sie ihren Solidaritäts- _ 


hungerstreik und erklärten, daß der Ge- 
sundheitszustand von Ali Sahin, Eyüp 
Kendir und Hasan Hayri Alp sehr kritisch 
ist. 

Am gleichen Tag wurden im Gefängnis 
in Elbistan die politischen Gefangenen der 
Blocks 10 und il von einem Überfallkom- 
mando mit Knüppeln angegriffen. Zwölf 
Gefangene wurden verletzt, zwei von ih- 
nen schwer. Die Gefangenen der beiden 
Blocks wurden in Isolationszellen ver- 
schleppt. 

Im Gefängnis Buca sind die den Organi- 
sationen PKK, PRK/Rizgari, DHP, 
YRNK und TIKB angehörenden politi- 
schen Gefangenen aus Protest gegen den 
Tod des Gefangenen M. Salih Isik, der 
gestorben ist, weil ihm die medizinische 
Behandlung im Gefängnis verweigert 
wurde, seit dem 1. Mai im Hungerstreik. 

Im Gefängnis Batman befanden sich seit 
Anfang April die politischen Gefangenen 
in einem Kettenhungerstreik, um die Auf- 
hebung wesentlicher von ihnen erkämpf- 
ter Rechte rückgängig zu machen. Am 6. 


April wurden sie überfallen, zusammen- 
geschlagen und zahlreiche verletzt; 22 
Personen wurden gefoltert. Anschließend 
wurden 21 Männer, darunter auch Ver- 
letzte und solche, die sich im Todesfasten 
befinden, nach Antep zwangsverlegt. 
(Quelle: Kurdistan-Rundbrief vom 18.5.) 


Solidarität mit 
Kiriakos Mazokopos 


Am 8. November 1990 wurde der griechi- 
sche Anarchist Kiriakos Mazokopos in ei- 
nem Krankenhaus verhaftet, in das er am 
vorherigen Tag eingeliefert wurde, nach- 
dem ein Sprengsatz unbeabsichtigt in sei- 
nen Händen explodiert war. Bei dieser 
Explosion verlor Kiriakos ein Auge und 
eine Hand. 

.Die Explosion passierte in einem La- 
gerhaus, das Kiriakos von 1983 bis 1988/ 
89 gemietet hatte für die Unterbringung 
eines anarchistischen Archivs. Bei der 
Durchsuchung des Lagerhauses, welches 
inzwischen von zwei anderen Personen 
übernommen worden war, hat die Polizei 
Waffen und Schriftmaterial beschlag- 
nahmt. Mazokopos hat bis heute die Na- 
men seiner NachmieterInnen nicht preis- 
gegeben. 

Mazokopos wurde wegen Diebstahls 
und Besitzes von Sprengstoff angeklagt. 
Desweiteren wurde er sowie drei weitere 
Anarchisten des Mordes an dem Psychia- 
ter des Korydallos Gefängnisses in Athes 
beschuldigt. Die Anklage basierte allein 
auf der Tatsache, daß ein Flugblatt in dem 
Lagerhaus gefunden wurde, in dem die 
Gruppe „Revolutionary Solidarity“ die 
Verantwortung für den Anschlag über- 
nommen hatte. 

Die einzige Verbindung zwischen Ki- 
riakos und dem Flugblatt war, daß es an 
die „Union of Anarchists of Athens“ ge- 
richtet war, in der er zuständig für die 
Korrespondenz war. 

Die Mordanklage wurde zwar fallenge- 
lassen, dennoch wurde Kiriakos zu 17 
Jahren Knast verurteilt. Das hohe Straf- 
maß muß im Zusammenhang mit der poli- 
tischen Hetze gegen die griechische radi- 
kale Linke, die der Staat anläßlich des 
Prozesses ausgelöst hatte, gesehen wer- 
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den. Der Prozeß wurde als Anlaß zur 
schnellen Verabschiedung eines Anti- 
Terror-Gesetzes, welches dem Staat als 
weiteres Mittel zur Repression der radika- 
len Linken dient, genommen. 

Am 17. Mai diesen Jahres beginnt ein 
Revisionsverfahren. Die Genossinnen 
von Kiriakos rufen zur Solidarität auf. 

Drückt Eure Solidarität aus und fragt 
nach weiteren Infos bei: J/nitiative of 
Anarchists, P.O.Box 50067, T: K: 
54013, Thessaloniki, Griechenland. 


Kampagne für das Leben 
der politischen 
Gefangenen in Peru 


Sehr geehrter Herr Präsident der Republik 
Peru, 
sehr geehrter Herr Innenminister Perus. 

Wir sind besorgt um die Menschenrech- 
te in der Welt und speziell in Peru. Aus Ih- 
rem Land erhalten wir beunruhigende 
Nachrichten, wie z.B. über die Haftbe- 
dingungen von Herrn Victor Polay, der 
total isoliert wird, dessen Gesundheit sehr 
angeschlagen ist und der 20kg abgenom- 
men hat. In derseiben Situation befinden 
sich andere Gefangene in Militärgefäng- 
nissen und Hochsicherheitsgefängnissen. 
Diese Tatsachen vertragen sich nicht mit 
dem Stand demokratischer Entwicklung, 
wie er in der Welt besteht. 

Deswegen bitten wir um -Garantien für 
das Leben, die physische und psychische 
Umversehrtheit der politischen Gefange- 
nen Perus. ä 


Sr. Presidente de la Republica Peru, 
Sr. Ministro del Interior del Perú. 
Nosotros muy preocupados por la situa- 
ciön de los Derechos Humanso en el Mun- 
do y en particular en el Perü. Pues, de su 
pais llegan noticias alarmantes, como por 
ejemplo que el Sr. Victor Polay se encuen- 
tra completamente aislado e incomunica- 
do. Que su salud está muy afectada y ha 
bajado 20kg de peso. Que en ésta misma 
situación se encuentran los demás presos 
recluidos en carceles militares‘y de alta 
seguridad. Estos echos no son compati- 
bles con la aspiración democrática del 
Mundo y pedimos por la vida, la integri- 
dad fisica y mental de los presos politicos 
en el Peru. 


Angehörige Kinder malen 
für politische Gefangene 


Wir werden auch in der nächsten Zeit 
viel Geld für die Prozeßarbeit brau- 
chen, sind aber in der gücklichen Lage, 
nicht einfach um Spenden bitten zu 
müssen. Wir haben die bunten Postkar- 
ten als Gegenleistung. 

I6 Stück 20 DM einschl. Porto. 3 Se- 
rien und mehr 18 DM je Serie plus 5 
DM Porto. Bitte Vorauskasse oder 
Scheck. Bestellungen an: Angehörige 
der politischen Gefangenen, PLK 
050205, 65929 Frankfurt a. Main. 


